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Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 1 
Änderung des Lohn- und Sozialdumping-Bekämpfungsgesetzes 

1. Hauptstück 1. Hauptstück 
Allgemeine Bestimmungen Allgemeine Bestimmungen 

Geltungsbereich Geltungsbereich 
§ 1. (1) ... § 1. (1) ... 
(2) Ausgenommen sind (2) Ausgenommen sind 

 1. bis 3. ...  1. bis 3. ... 
 4. Arbeitsverhältnisse zu Stiftungen, Anstalten oder Fonds, auf die gemäß 

§ 1 Abs. 2 des Vertragsbedienstetengesetzes (VBG), BGBl. Nr. 86/1948, 
die Bestimmungen des VBG sinngemäß anzuwenden sind. 

 4. Arbeitsverhältnisse zu Stiftungen, Anstalten oder Fonds, auf die gemäß 
§ 1 Abs. 2 des Vertragsbedienstetengesetzes (VBG), BGBl. Nr. 86/1948, 
die Bestimmungen des VBG sinngemäß anzuwenden sind, 

  5. Arbeitsverhältnisse zu einer öffentlich-rechtlichen Körperschaft eines 
Mitgliedstaates des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR), der 
schweizerischen Eidgenossenschaft oder eines sonstigen Drittstaats, auf 
die im Sinne der Z 1 und Z 2 gleichartige dienstrechtliche Vorschriften 
anzuwenden sind, welche den Inhalt der Arbeitsverhältnisse zwingend 
regeln. 

(3) (Verfassungsbestimmung) Dieses Bundesgesetz findet mit Ausnahme 
der §§ 3 bis 6, 8 Abs. 2 und 20 Abs. 3 auf Arbeitsverhältnisse der land- und 
forstwirtschaftlichen Arbeiter im Sinne des Landarbeitsgesetzes 1984 (LAG 1984), 
BGBl. Nr. 287/1984 Anwendung; die §§ 3 bis 6 finden nur Anwendung, soweit 
diese die Entsendung von land- und forstwirtschaftlichen Arbeitern betreffen. Die 
Zulässigkeit der Überlassung von land- und forstwirtschaftlichen Arbeitern im 
Sinne des LAG 1984 bestimmt sich nach Maßgabe des LAG 1984. 

(3) (Verfassungsbestimmung) Dieses Bundesgesetz findet mit Ausnahme 
der §§ 3 bis 6, 8 Abs. 2 und 20 Abs. 3 auf Arbeitsverhältnisse der land- und 
forstwirtschaftlichen Arbeiter im Sinne des Landarbeitsgesetzes 2021 (LAG 2021), 
BGBl. I Nr. 78/2021 Anwendung; die §§ 3 bis 6 finden nur Anwendung, soweit 
diese die Entsendung von land- und forstwirtschaftlichen Arbeitern betreffen. Die 
Zulässigkeit der Überlassung von land- und forstwirtschaftlichen Arbeitern im 
Sinne des LAG 2021 bestimmt sich nach Maßgabe des LAG 2021. 

(4) … (4) … 
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(5) Dieses Bundesgesetz findet keine Anwendung, wenn der Arbeitnehmer 

ausschließlich zur Erbringung folgender Arbeiten von geringem Umfang und 
kurzer Dauer nach Österreich entsandt wird: 

(5) Dieses Bundesgesetz findet keine Anwendung, wenn der Arbeitnehmer 
ausschließlich zur Erbringung folgender Arbeiten von geringem Umfang und 
kurzer Dauer nach Österreich entsandt wird: 

 1. bis 5. ...  1. bis 5. ... 
 6. die Teilnahme an und die Abwicklung von internationalen 

Wettkampfveranstaltungen (Internationale Meisterschaften) im Sinne des 
§ 3 Z 6 des Bundes-Sportförderungsgesetzes 2013 (BSFG 2013), BGBl. I 
Nr. 100/2013, ausgenommen Vorbereitungs- und Abschlussarbeiten für 
die Veranstaltung (Auf- und Abbau der im Zusammenhang mit der 
Veranstaltung stehenden Einrichtungen) sowie Verabreichung von 
Speisen und Ausschank von Getränken im Rahmen der Veranstaltung, 
oder 

 6. die Teilnahme an und die Abwicklung von internationalen 
Wettkampfveranstaltungen (Internationale Meisterschaften) im Sinne des 
§ 3 Z 5 des Bundes-Sportförderungsgesetzes 2017 (BSFG 2017), BGBl. I 
Nr. 100/2017, ausgenommen Vorbereitungs- und Abschlussarbeiten für 
die Veranstaltung (Auf- und Abbau der im Zusammenhang mit der 
Veranstaltung stehenden Einrichtungen) sowie Verabreichung von 
Speisen und Ausschank von Getränken im Rahmen der Veranstaltung. 

 (8) Dieses Bundesgesetz findet keine Anwendung auf 
 7. die Tätigkeit als mobiler Arbeitnehmer oder als Besatzungsmitglied (§ 4 

der Schiffsbesatzungsverordnung, BGBl. II Nr. 518/2004) in der 
grenzüberschreitenden Güter- und Personenbeförderung 
(Transportbereich), sofern die Arbeitsleistung ausschließlich im Rahmen 
des Transitverkehrs erbracht wird und nicht der gewöhnliche Arbeitsort in 
Österreich liegt, oder 

 1. die Tätigkeit als mobiler Arbeitnehmer im Sinne des Abs. 9 in der 
grenzüberschreitenden Güter- und Personenbeförderung 
(Transportbereich), sofern die Arbeitsleistung ausschließlich im Rahmen 
des Transitverkehrs erbracht wird und nicht der gewöhnliche Arbeitsort in 
Österreich liegt; 

 8. die Tätigkeit als Arbeitnehmer, der eine monatliche Bruttoentlohnung von 
durchschnittlich mindestens 125 vH des Dreißigfachen der 
Höchstbeitragsgrundlage für den Kalendertag gemäß § 108 Abs. 3 des 
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes (ASVG), BGBl. Nr. 189/1955, 
erhält, innerhalb eines Konzerns im Sinne des § 15 des Aktiengesetzes 
(AktG), BGBl. Nr. 98/1965, oder des § 115 des GmbH-Gesetzes 
(GmbHG), RGBl. Nr. 58/1906, oder 

 2. die Tätigkeit als Arbeitnehmer, der in den letzten zwei Entgeltperioden vor 
der Entsendung oder Überlassung und während der Entsendung oder 
Überlassung nachweislich eine monatliche Bruttoentlohnung von 
durchschnittlich mindestens 120 vH des Dreißigfachen der 
Höchstbeitragsgrundlage für den Kalendertag gemäß § 108 Abs. 3 des 
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes (ASVG), BGBl. Nr. 189/1955, 
erhält; 

   3. die Tätigkeit als Arbeitnehmer im Sinne des § 14 Abs. 1 Z 1 und 2, der 
nachweislich eine monatliche Bruttoentlohnung von mindestens 120 vH 
des Dreißigfachen der Höchstbeitragsgrundlage für den Kalendertag 
gemäß § 108 Abs. 3 ASVG erhält; 

9. die Tätigkeit im Rahmen von internationalen Aus- und Weiterbildungs- 
oder Forschungsprogrammen an Universitäten im Sinne des 
Universitätsgesetzes 2002, BGBl. I Nr. 120/2002, an pädagogischen 
Hochschulen im Sinne des Hochschulgesetzes 2005, BGBl. I Nr. 30/2006, 

 4. auf Entsendungen oder Überlassungen im Rahmen von Austausch-, Aus- 
und Weiterbildungs- oder Forschungsprogrammen oder als entsandter 
oder überlassener Vortragender an Universitäten im Sinne des 
Universitätsgesetzes 2002, BGBl. I Nr. 120/2002, an pädagogischen 
Hochschulen im Sinne des Hochschulgesetzes 2005, BGBl. I Nr. 30/2006, 
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oder Fachhochschulen im Sinne des Fachhochschul-Studiengesetzes, 
BGBl. Nr. 340/1993. 

oder Fachhochschulen im Sinne des Fachhochschulgesetzes, BGBl. 
Nr. 340/1993; 

  5. Lieferung von Waren durch entsandte Arbeitnehmer des Verkäufers oder 
Vermieters sowie das Abholen von Waren durch entsandte Arbeitnehmer 
des Käufers oder Mieters; 

  6. Tätigkeiten, die für die Inbetriebnahme und Nutzung von gelieferten 
Gütern unerlässlich sind und von entsandten Arbeitnehmern des 
Verkäufers oder Vermieters mit geringem Zeitaufwand durchgeführt 
werden. 

(6) Dieses Bundesgesetz findet auf vorübergehende Konzernentsendungen im 
Sinne der Entsenderichtlinie einer besonderen Fachkraft nach Österreich innerhalb 
eines Konzerns im Sinne des § 15 AktG und des § 115 GmbHG, die insgesamt zwei 
Monate je Kalenderjahr nicht übersteigen dürfen, keine Anwendung, wenn die 
Einsätze konzernintern 

(6) Dieses Bundesgesetz findet auf vorübergehende Konzernentsendungen im 
Sinne der Richtlinie 96/71/EG über die Entsendung von Arbeitnehmern im Rahmen 
der Erbringung von Dienstleistungen, ABl. Nr. L 18 vom 21.01.1997 S. 1, in der 
Fassung der Richtlinie (EU) 2018/957 zur Änderung der Richtlinie 96/71/EG über 
die Entsendung von Arbeitnehmern im Rahmen der Erbringung von 
Dienstleistungen, ABl. Nr. L 173 vom 09.07.2018 S. 16,einer besonderen Fachkraft 
nach Österreich innerhalb eines Konzerns im Sinne des § 15 des Aktiengesetzes 
(AktG), BGBl. Nr. 98/1955 und des § 115 des GmbH-Gesetzes (GmbHG), RGBl. 
Nr. 58/1906, die insgesamt zwei Monate je Kalenderjahr nicht übersteigen dürfen, 
keine Anwendung, wenn die Einsätze konzernintern 

 1. zum Zweck der Forschung und Entwicklung, der Abhaltung von 
Ausbildungen durch die Fachkraft, der Planung der Projektarbeit oder 

 1. zum Zweck der Forschung und Entwicklung, der Abhaltung von 
Ausbildungen durch die Fachkraft, der Planung der Projektarbeit oder 

 2. zum Zweck des Erfahrungsaustausches, der Betriebsberatung, des 
Controlling oder der Mitarbeit im Bereich von für mehrere Länder 
zuständigen Konzernabteilungen mit zentraler Steuerungs- und 
Planungsfunktion 

 2. zum Zweck des Erfahrungsaustausches, der Betriebsberatung, des 
Controlling oder der Mitarbeit im Bereich von für mehrere Länder 
zuständigen Konzernabteilungen mit zentraler Steuerungs- und 
Planungsfunktion oder 

  3. für Arbeiten bei Lieferung, Inbetriebnahme (und damit verbundenen 
Schulungen), Wartung, Servicearbeiten und Reparatur von Maschinen, 
Anlagen und EDV-Systemen 

erfolgen. erfolgen. 
 (7) Dieses Bundesgesetz findet keine Anwendung auf nach Österreich für 

längere Dauer zu Schulungszwecken entsandte Arbeitnehmer oder überlassene 
Arbeitskräfte, wenn 

  1. der ausländische Arbeitgeber oder Vertragspartner dem inländischen 
Betrieb keine Arbeitsleistung schuldet und der Einsatz des Arbeitnehmers 
oder der Arbeitskraft dessen Einschulung oder Weiterbildung auf der 
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Grundlage eines Schulungs- oder Weiterbildungsprogrammes des 
Arbeitgebers oder österreichischen Unternehmens dient, und 

  2. die allenfalls vom Arbeitnehmer oder der Arbeitskraft schulungsbedingt 
durchgeführten Tätigkeiten oder erstellten Produkte, Dienstleistungen und 
Zwischenergebnisse für den Produktionsprozess und das Betriebsergebnis 
in dem Betrieb, in dem die Schulung stattfindet, unwesentlich sind, und 

  3. soweit der zu schulende Arbeitnehmer oder die Arbeitskraft im 
Schulungsbetrieb nicht länger tätig ist, als dies für den Erwerb der 
geforderten Kenntnisse und Fähigkeiten erforderlich ist. 

 (8) [siehe oben zur Gegenüberstellung des bisherigen Abs. 5] 
 (9) Im Sinne dieses Bundesgesetzes sind mobile Arbeitnehmer Personen, die 

als Fahrer oder als Begleitpersonal in der Personen- und Güterbeförderung tätig 
sind sowie Arbeitnehmer eines Arbeitgebers, der in einer anderen Branche als der 
Personen- und Güterbeförderung tätig ist, der aber die Arbeitnehmer in Österreich 
vorwiegend in der Personen- und Güterbeförderung einsetzt. 

Wahrer wirtschaftlicher Gehalt – Beurteilungsmaßstab Wahrer wirtschaftlicher Gehalt – Beurteilungsmaßstab 
§ 2. (1) ... § 2. (1) ... 
(2) Für die Beurteilung, ob eine Überlassung von Arbeitskräften vorliegt, sind 

insbesondere § 4 Abs. 2 AÜG oder vergleichbare österreichische 
Rechtsvorschriften maßgebend. 

(2) Für die Beurteilung, ob eine Überlassung von Arbeitskräften vorliegt, sind 
insbesondere die §§ 3 und 4 AÜG oder vergleichbare österreichische 
Rechtsvorschriften maßgebend. 

(3) Das Vorliegen einer Entsendung im Sinne dieses Bundesgesetzes setzt 
nicht den Abschluss eines Dienstleistungsvertrages zwischen einem Arbeitgeber 
ohne Sitz in Österreich und einem im Inland tätigen Dienstleistungsempfänger 
voraus. 

 

 (3) Überschreitet die tatsächliche Entsendung oder Überlassung eines 
Arbeitnehmers aus dem EWR oder der Schweiz die Dauer von zwölf Monaten, 
finden auf solche Arbeitsverhältnisse ab diesem Zeitpunkt die österreichischen 
gesetzlichen und durch Verordnung oder Kollektivvertrag festgelegten 
Arbeitsrechtsnormen zur Gänze Anwendung, soweit diese Normen günstiger sind, 
als die entsprechenden Normen des Entsendestaates. Dabei ist jener 
Kollektivvertrag heranzuziehen, der am Arbeitsort für vergleichbare Arbeitnehmer 
von vergleichbaren Arbeitgebern gilt. Ausgenommen davon sind die Regelungen 
des Betrieblichen Mitarbeiter- und Selbständigenvorsorgegesetzes (BMSVG), 
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BGBl. I Nr. 100/2002 oder vergleichbaren österreichischen Rechtsvorschriften 
und des Betriebspensionsgesetzes (BPG), BGBl. Nr. 282/1990 sowie Verfahren, 
Formalitäten und Bedingungen für den Abschluss und die Beendigung des 
Arbeitsvertrages einschließlich von Wettbewerbsverboten. Legt der Arbeitgeber 
eine mit einer Begründung versehene Mitteilung in deutscher oder englischer 
Sprache vor, verlängert sich der Zeitraum nach dem ersten Satz auf 18 Monate. 
Bei der Berechnung der Entsendungsdauer ist die Dauer einer Entsendung eines 
ersetzten Arbeitnehmers zu berücksichtigen. Die Mitteilung ist gegebenenfalls mit 
einer Änderungsmeldung im Sinne des § 19 zu übermitteln. 

 (4) Abs. 3 gilt nicht für Arbeitnehmer im Sinne von § 33d des Bauarbeiter-
Urlaubs- und Abfertigungsgesetzes (BUAG), BGBl. Nr. 414/1972. 

2. Hauptstück 2. Hauptstück 
Arbeitsrechtliche Ansprüche und Maßnahmen zu ihrem Schutz Arbeitsrechtliche Ansprüche und Maßnahmen zu ihrem Schutz 

1. Abschnitt 1. Abschnitt 
Arbeitsrechtliche Ansprüche Arbeitsrechtliche Ansprüche 

Anspruch auf Mindestentgelt Anspruch auf Mindestentgelt, Aufwandersatz und Bedingungen für 
angemessene Unterkünfte 

§ 3. (1) bis (4) ... § 3. (1) bis (4) ... 
(5) Für einen entsandten Arbeitnehmer, der in Österreich im Zusammenhang 

mit der Lieferung einer im Ausland durch den Arbeitgeber oder einen mit diesem 
in einem Konzern im Sinne des § 15 AktG und des § 115 GmbHG verbundenen 
Arbeitgeber gefertigten Anlage an einen inländischen Betrieb mit 
Montagearbeiten, der Inbetriebnahme und damit verbundenen Schulungen oder mit 
Reparatur- und Servicearbeiten dieser Anlagen, die von inländischen 
Arbeitnehmern nicht erbracht werden können, beschäftigt wird, gilt Abs. 3 nicht, 
wenn es sich um kollektivvertragliches Entgelt handelt und diese Arbeiten in 
Österreich insgesamt nicht länger als drei Monate dauern. 

(5) Für einen entsandten Arbeitnehmer, der in Österreich im Zusammenhang 
mit der Lieferung einer im Ausland durch den Arbeitgeber oder einen mit diesem 
in einem Konzern im Sinne des § 15 AktG und des § 115 GmbHG verbundenen 
Arbeitgeber gefertigten Anlage an einen inländischen Betrieb mit 
Montagearbeiten, der Inbetriebnahme und damit verbundenen Schulungen oder mit 
Reparatur- und Servicearbeiten dieser Anlagen, die von inländischen 
Arbeitnehmern nicht erbracht werden können, beschäftigt wird, gilt Abs. 3 nicht, 
wenn diese Arbeiten in Österreich insgesamt jeweils nicht länger als drei Monate 
dauern. 

(6) ... (6) ... 
 (7) Ein entsandter Arbeitnehmer hat unbeschadet des auf das 

Arbeitsverhältnis anzuwendenden Rechts für die Dauer der Entsendung zwingend 
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Anspruch auf zumindest jenen gesetzlichen, durch Verordnung festgelegten oder 
kollektivvertraglichen Aufwandersatz für Reise-, Unterbringungs- oder 
Verpflegungskosten, die während der Entsendung in Österreich anfallen, der am 
Arbeitsort vergleichbaren Arbeitnehmern von vergleichbaren Arbeitgebern 
gebührt. Dieser Aufwandersatz umfasst Kosten anlässlich von Reisebewegungen, 
wenn der Arbeitnehmer von einem regelmäßigen Arbeitsplatz im Inland zu einem 
anderen Arbeitsplatz im Inland reist. 

3. Abschnitt 3. Abschnitt 
Behörden Behörden 

Behörden und Stellen Behörden und Stellen 
§ 11. (1) Folgende Behörden und Stellen sind im Rahmen der Vollziehung des 

LSD-BG tätig: 
§ 11. (1) Folgende Behörden und Stellen sind im Rahmen der Vollziehung des 

LSD-BG tätig: 
 1. und 2. ...  1. und 2. ... 
 3. die Österreichische Gesundheitskasse mit der Wahrnehmung der nach 

§ 14 übertragenen Aufgaben in Bezug: 
 3. die Träger der Krankenversicherung mit der Wahrnehmung der nach § 14 

übertragenen Aufgaben in Bezug: 
 a) auf Arbeitnehmer, die dem ASVG unterliegen,  a) auf Arbeitnehmer, die dem ASVG unterliegen, 
 b) auf Arbeitnehmer mit gewöhnlichem Arbeitsort in Österreich, die nicht 

dem ASVG unterliegen, sowie 
 b) auf Arbeitnehmer mit gewöhnlichem Arbeitsort in Österreich, die nicht 

dem ASVG unterliegen, sowie 
 c) auf dem ASVG unterliegende Heimarbeiter im Sinne des 

Heimarbeitsgesetzes; 
 c) auf dem ASVG unterliegende Heimarbeiter im Sinne des 

Heimarbeitsgesetzes; 
 4. bis 6. ...  4. bis 6. ... 

(2) bis (5) ... (2) bis (5) ... 

Erhebungen des Amtes für Betrugsbekämpfung Erhebungen des Amtes für Betrugsbekämpfung 
§ 12. (1) Das Amt für Betrugsbekämpfung ist berechtigt, das Bereithalten der 

Unterlagen nach den §§ 21 und 22 zu überwachen sowie in Bezug auf 
Arbeitnehmer mit gewöhnlichem Arbeitsort außerhalb Österreichs, die nicht dem 
ASVG unterliegen, die zur Kontrolle des unter Beachtung der jeweiligen 
Einstufungskriterien zustehenden Entgelts (Lohnkontrolle) im Sinne des § 29 
erforderlichen Erhebungen durchzuführen. Die Organe des Amtes für 
Betrugsbekämpfung sind berechtigt, 

§ 12. (1) Das Amt für Betrugsbekämpfung ist berechtigt, das Bereithalten der 
Unterlagen nach den §§ 21 und 22 zu überwachen sowie in Bezug auf 
Arbeitnehmer mit gewöhnlichem Arbeitsort außerhalb Österreichs, die nicht dem 
ASVG unterliegen, die zur Kontrolle des unter Beachtung der jeweiligen 
Einstufungskriterien zustehenden Entgelts (Lohnkontrolle) im Sinne des § 29 
erforderlichen Erhebungen durchzuführen. Die Organe des Amtes für 
Betrugsbekämpfung sind berechtigt, 
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 1. die Betriebsstätten, Betriebsräume und auswärtigen Arbeitsstätten oder 

Arbeitsstellen sowie die Aufenthaltsräume der Arbeitnehmer ungehindert 
zu betreten und Wege zu befahren, auch wenn dies sonst der Allgemeinheit 
untersagt ist, 

 1. die Betriebsstätten, Betriebsräume und auswärtigen Arbeitsstätten oder 
Arbeitsstellen sowie die Aufenthaltsräume der Arbeitnehmer ungehindert 
zu betreten und Wege zu befahren, auch wenn dies sonst der Allgemeinheit 
untersagt ist, 

 2. von den dort angetroffenen Personen Auskünfte über alle für die Erhebung 
nach Abs. 1 maßgebenden Tatsachen zu verlangen, wenn Grund zur 
Annahme besteht, dass es sich bei diesen Personen um Arbeitgeber oder 
um Arbeitnehmer handelt, sowie 

 2. von den dort angetroffenen Personen Auskünfte über alle für die Erhebung 
nach Abs. 1 maßgebenden Tatsachen zu verlangen, wenn Grund zur 
Annahme besteht, dass es sich bei diesen Personen um Arbeitgeber oder 
um Arbeitnehmer handelt, sowie 

 3. in die zur Erhebung erforderlichen Unterlagen (§§ 21 und 22) Einsicht zu 
nehmen, Ablichtungen dieser Unterlagen anzufertigen und die 
Übermittlung dieser Unterlagen zu fordern, wobei die Unterlagen bis zum 
Ablauf des der Aufforderung zweitfolgenden Werktages abzusenden sind. 
Erfolgt bei innerhalb eines Arbeitstages wechselnden 
Arbeits(Einsatz)orten die Kontrolle nicht am ersten Arbeits(Einsatz)ort, 
sind die Unterlagen dem Amt für Betrugsbekämpfung nachweislich zu 
übermitteln, wobei die Unterlagen bis zum Ablauf des der Aufforderung 
zweitfolgenden Werktages abzusenden sind. Für die Übermittlung gebührt 
kein Ersatz der Aufwendungen. 

 3. in die zur Erhebung erforderlichen Unterlagen (§§ 21 und 22) Einsicht zu 
nehmen, Ablichtungen dieser Unterlagen anzufertigen und die 
Übermittlung dieser Unterlagen zu fordern, wobei die Unterlagen bis zum 
Ablauf des der Aufforderung zweitfolgenden Werktages abzusenden sind. 
Erfolgt bei innerhalb eines Arbeitstages wechselnden 
Arbeits(Einsatz)orten die Kontrolle nicht am ersten Arbeits(Einsatz)ort, 
sind die Unterlagen dem Amt für Betrugsbekämpfung nachweislich zu 
übermitteln, wobei die Unterlagen bis zum Ablauf des der Aufforderung 
zweitfolgenden Werktages abzusenden sind. Für die Übermittlung gebührt 
kein Ersatz der Aufwendungen; 

  4. die Übermittlung von im § 22 aufgezählten Lohnunterlagen auch bis zu 
einem Monat nach der Beendigung der Entsendung oder Überlassung zu 
verlangen. Diese Unterlagen sind vom Arbeitgeber oder Überlasser 
binnen 14 Tagen ab dem Zugang des Verlangens beim Arbeitgeber zu 
übermitteln, 

  5. Einsicht in die Datenbank im Kompetenzzentrum LSDB zu nehmen; 
  6. Einsicht in die Datenbank des Dachverbandes der 

Sozialversicherungsträger zu den Sozialversicherungsdokumenten E 101 
nach der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71, oder 
Sozialversicherungsdokumenten A 1 nach der Verordnung (EG) Nr. 
883/04 zur Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit zu nehmen. 

(2) ... (2) ... 

Feststellungen von Übertretungen durch die Österreichische 
Gesundheitskasse 

Feststellungen von Übertretungen durch den Träger der 
Krankenversicherung 

§ 14. (1) Stellt die Österreichische Gesundheitskasse im Rahmen seiner 
Tätigkeit fest, dass 

§ 14. (1) Stellt der zuständige Träger der Krankenversicherung im Rahmen 
seiner Tätigkeit fest, dass 
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 1. der Arbeitgeber einem dem ASVG unterliegenden Arbeitnehmer oder  1. der Arbeitgeber einem dem ASVG unterliegenden Arbeitnehmer oder 
 2. der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer, der seinen gewöhnlichen Arbeitsort in 

Österreich hat, ohne dem ASVG zu unterliegen, oder 
 2. der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer, der seinen gewöhnlichen Arbeitsort in 

Österreich hat, ohne dem ASVG zu unterliegen, oder 
 3. der Auftraggeber nach dem Heimarbeitsgesetz 1960 dem nach § 4 Abs. 1 

Z 7 ASVG versicherten Heimarbeiter 
 3. der Auftraggeber nach dem Heimarbeitsgesetz 1960 dem nach § 4 Abs. 1 

Z 7 ASVG versicherten Heimarbeiter 
nicht zumindest das ihm nach Gesetz, Verordnung oder Kollektivvertrag in 
Österreich unter Beachtung der jeweiligen Einstufungskriterien zustehende Entgelt 
im Sinne des § 29 Abs. 1 leistet, so gilt § 13 Abs. 4 bis 6 mit der Maßgabe, dass an 
die Stelle des Kompetenzzentrums LSDB die Österreichische Gesundheitskasse 
tritt. 

nicht zumindest das ihm nach Gesetz, Verordnung oder Kollektivvertrag in 
Österreich unter Beachtung der jeweiligen Einstufungskriterien zustehende Entgelt 
im Sinne des § 29 Abs. 1 leistet, so gilt § 13 Abs. 4 bis 6 mit der Maßgabe, dass an 
die Stelle des Kompetenzzentrums LSDB die Träger der Krankenversicherung 
treten. 

(2) Die Österreichische Gesundheitskasse ist berechtigt, in die für die 
Tätigkeit nach Abs. 1 erforderlichen Unterlagen Einsicht zu nehmen und 
Ablichtungen dieser Unterlagen anzufertigen. Auf Verlangen haben Arbeitgeber 
die erforderlichen Unterlagen oder Ablichtungen zu übermitteln, wobei die 
Unterlagen oder Ablichtungen bis zum Ablauf des der Aufforderung 
zweitfolgenden Werktages abzusenden sind. Für die Übermittlung gebührt kein 
Ersatz der Aufwendungen. 

(2) Der zuständige Träger der Krankenversicherung ist berechtigt, in die für 
die Tätigkeit nach Abs. 1 erforderlichen Unterlagen Einsicht zu nehmen und 
Ablichtungen dieser Unterlagen anzufertigen. Auf Verlangen haben Arbeitgeber 
die erforderlichen Unterlagen oder Ablichtungen zu übermitteln, wobei die 
Unterlagen oder Ablichtungen bis zum Ablauf des der Aufforderung 
zweitfolgenden Werktages abzusenden sind. Für die Übermittlung gebührt kein 
Ersatz der Aufwendungen. 

(3) Die Österreichische Gesundheitskasse hat den Arbeitnehmer über eine 
sein Arbeitsverhältnis betreffende Anzeige in Verfahren nach § 29 Abs. 1 zu 
informieren. 

(3) Der zuständige Träger der Krankenversicherung hat den Arbeitnehmer 
über eine sein Arbeitsverhältnis betreffende Anzeige in Verfahren nach § 29 Abs. 1 
zu informieren. 

Feststellung von Übertretungen durch die Bauarbeiter-Urlaubs- und 
Abfertigungskasse 

Feststellung von Übertretungen durch die Bauarbeiter-Urlaubs- und 
Abfertigungskasse 

§ 15. (1) ... § 15. (1) ... 
(2) Die Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungskasse ist im Rahmen ihrer 

Tätigkeit berechtigt, die Bereithaltung der Unterlagen nach den §§ 21 und 22 zu 
überwachen, Einsicht zu nehmen und Ablichtungen dieser Unterlagen anzufertigen 
und deren Übermittlung zu fordern, wobei die Unterlagen bis zum Ablauf des der 
Aufforderung zweitfolgenden Werktages abzusenden sind. Erfolgt bei innerhalb 
eines Arbeitstages wechselnden Arbeits(Einsatz)orten die Kontrolle nicht am 
ersten Arbeits(Einsatz)ort, sind die Unterlagen der Bauarbeiter-Urlaubs- und 
Abfertigungskasse nachweislich zu übermitteln, wobei die Unterlagen bis zum 
Ablauf des der Aufforderung zweitfolgenden Werktages abzusenden sind. Für die 
Übermittlung gebührt kein Ersatz der Aufwendungen. 

(2) Die Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungskasse ist im Rahmen ihrer 
Tätigkeit berechtigt, die Bereithaltung der Unterlagen nach den §§ 21 und 22 zu 
überwachen, Einsicht zu nehmen und Ablichtungen dieser Unterlagen anzufertigen 
und deren Übermittlung zu fordern, wobei die Unterlagen bis zum Ablauf des der 
Aufforderung zweitfolgenden Werktages abzusenden sind. Erfolgt bei innerhalb 
eines Arbeitstages wechselnden Arbeits(Einsatz)orten die Kontrolle nicht am 
ersten Arbeits(Einsatz)ort, sind die Unterlagen der Bauarbeiter-Urlaubs- und 
Abfertigungskasse nachweislich zu übermitteln, wobei die Unterlagen bis zum 
Ablauf des der Aufforderung zweitfolgenden Werktages abzusenden sind. Für die 
Übermittlung gebührt kein Ersatz der Aufwendungen. Die Bauarbeiter-Urlaubs- 
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und Abfertigungskasse ist berechtigt, entsprechend § 12 Abs. 1 Z 4 und 5 die 
Vorlage von Unterlagen zu verlangen und Einsicht in die Datenbank im 
Kompetenzzentrum LSDB zu nehmen. 

4. Abschnitt 4. Abschnitt 
Formale Verpflichtungen bei grenzüberschreitendem Arbeitseinsatz Formale Verpflichtungen bei grenzüberschreitendem Arbeitseinsatz 

Meldepflicht bei Entsendung oder Überlassung aus einem EU-
Mitgliedstaat oder EWR-Staat oder der Schweizerischen 

Eidgenossenschaft 

Meldepflicht bei Entsendung oder Überlassung aus einem EU-
Mitgliedstaat oder EWR-Staat oder der Schweizerischen 

Eidgenossenschaft 
§ 19. (1) Arbeitgeber und Überlasser mit Sitz in einem EU-Mitgliedstaat oder 

EWR-Staat oder der Schweizerischen Eidgenossenschaft haben die Beschäftigung 
von nach Österreich entsandten Arbeitnehmern und nach Österreich überlassenen 
Arbeitskräften zu melden. Die Meldung hat für jede Entsendung oder Überlassung 
gesondert zu erfolgen. Nachträgliche Änderungen bei den Angaben gemäß Abs. 3 
oder Abs. 4 sind unverzüglich zu melden. Ein Beschäftiger, der einen 
Arbeitnehmer zu einer Arbeitsleistung nach Österreich entsendet, gilt in Bezug auf 
die Meldepflichten nach diesem Absatz und den Abs. 2 und 3 als Arbeitgeber. 

§ 19. (1) Arbeitgeber und Überlasser mit Sitz in einem EU-Mitgliedstaat oder 
EWR-Staat oder der Schweizerischen Eidgenossenschaft haben die Beschäftigung 
von nach Österreich entsandten Arbeitnehmern und nach Österreich überlassenen 
Arbeitskräften zu melden. Die Meldung hat für jede Entsendung oder Überlassung 
gesondert zu erfolgen. Nachträgliche Änderungen bei den Angaben gemäß Abs. 3 
oder Abs. 4 sind unverzüglich zu melden (Änderungsmeldung). Ein Beschäftiger, 
der einen Arbeitnehmer zu einer Arbeitsleistung nach Österreich entsendet, gilt in 
Bezug auf die Meldepflichten nach diesem Absatz und den Abs. 2 und 3 als 
Arbeitgeber. 

(2) Die Entsendung oder Überlassung im Sinne des Abs. 1 ist vor der 
jeweiligen Arbeitsaufnahme der Zentralen Koordinationsstelle zu melden. Im Fall 
von mobilen Arbeitnehmern im Transportbereich ist die Meldung vor der Einreise 
in das Bundesgebiet zu erstatten. Die Meldung hat ausschließlich 
automationsunterstützt über die elektronischen Formulare des Bundesministeriums 
für Finanzen zu erfolgen. Arbeitgeber haben im Fall einer Entsendung der 
Ansprechperson nach § 23 oder, sofern nur ein Arbeitnehmer entsandt wird, 
diesem die Meldung in Abschrift auszuhändigen oder in elektronischer Form zur 
Verfügung zu stellen. 

(2) Die Entsendung oder Überlassung im Sinne des Abs. 1 ist vor der 
jeweiligen Arbeitsaufnahme der Zentralen Koordinationsstelle zu melden. Im Fall 
von mobilen Arbeitnehmern im Transportbereich (§ 1 Abs. 9) ist die Meldung vor 
der Einreise in das Bundesgebiet zu erstatten. Die Meldung hat ausschließlich 
automationsunterstützt über die elektronischen Formulare des Bundesministeriums 
für Finanzen zu erfolgen. Arbeitgeber haben im Fall einer Entsendung der 
Ansprechperson nach § 23 oder, sofern nur ein Arbeitnehmer entsandt wird, 
diesem die Meldung in Abschrift auszuhändigen oder in elektronischer Form zur 
Verfügung zu stellen. 

(3) Die Meldung nach Abs. 1 hat für jede Entsendung gesondert zu erfolgen 
und hat folgende Angaben zu enthalten; nachträgliche Änderungen bei den 
Angaben sind unverzüglich zu melden: 

(3) Die Meldung nach Abs. 1 hat für jede Entsendung gesondert zu erfolgen 
und hat folgende Angaben zu enthalten; nachträgliche Änderungen bei den 
Angaben sind unverzüglich zu melden: 

 1. bis 3. ...  1. bis 3. ... 
 4. Name und Anschrift des (inländischen) Auftraggebers 

(Generalunternehmers), 
 4. Name und Anschrift des Auftraggebers (Generalunternehmers), 
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 5. bis 8. ...  5. bis 8. ... 
 9. in den Fällen des § 21 Abs. 2 Angabe der Person (genaue Anschrift) oder 

der Zweigniederlassung (genaue Anschrift), bei der die Meldeunterlagen 
und Lohnunterlagen bereitgehalten werden, 

 9. in den Fällen des § 21 Abs. 2 Angabe der Person (genaue Anschrift) oder 
der Zweigniederlassung (genaue Anschrift), bei der die Melde-, 
Sozialversicherungs- und Lohnunterlagen bereitgehalten werden, 

 10. bis 12. ...  10. bis 12. ... 
(4) Die Meldung nach Abs. 1 hat für jede Überlassung gesondert zu erfolgen 

und hat folgende Angaben zu enthalten; nachträgliche Änderungen bei den 
Angaben sind unverzüglich zu melden: 

(4) Die Meldung nach Abs. 1 hat für jede Überlassung gesondert zu erfolgen 
und hat folgende Angaben zu enthalten; nachträgliche Änderungen bei den 
Angaben sind unverzüglich zu melden: 

 1. bis 6. ...  1. bis 6. ... 
 7. in den Fällen des § 21 Abs. 3 Angabe der Person (genaue Anschrift) oder 

der Zweigniederlassung (genaue Anschrift), bei der die Meldeunterlagen 
und Lohnunterlagen bereitgehalten werden, 

 7. in den Fällen des § 21 Abs. 3 Angabe der Person (genaue Anschrift) oder 
der Zweigniederlassung (genaue Anschrift), bei der die Melde-, 
Sozialversicherungs- und Lohnunterlagen bereitgehalten werden, 

 8. bis 11. ...  8. bis 11. ... 
(5) Ist in Erfüllung eines Dienstleistungsvertrages, eines 

Dienstverschaffungsvertrages oder innerhalb eines Konzerns im Sinne des § 15 
AktG und des § 115 GmbHG der wiederholte grenzüberschreitende Einsatz von 
Arbeitnehmern vereinbart, kann abweichend von Abs. 1 und Abs. 2 vor der 
erstmaligen Arbeitsaufnahme eine Meldung der Entsendungen oder Überlassungen 
in Bezug auf einen inländischen Auftraggeber oder Beschäftiger jeweils für einen 
Zeitraum von bis zu drei Monaten erstattet werden. 

(5) Ist in Erfüllung von Dienstleistungsverträgen, von 
Dienstverschaffungsverträgen oder innerhalb eines Konzerns im Sinne des § 15 
AktG und des § 115 GmbHG der wiederholte grenzüberschreitende Einsatz von 
Arbeitnehmern vereinbart, kann abweichend von Abs. 1 und Abs. 2 vor der 
erstmaligen Arbeitsaufnahme eine Meldung der Entsendungen oder Überlassungen 
in Bezug auf einen inländischen Auftraggeber oder Beschäftiger jeweils für einen 
Zeitraum von bis zu sechs Monaten (Rahmenzeitraum) erstattet werden. Der 
Beschäftigungsort im Sinn des Abs. 3 Z 8 oder Abs. 4 Z 6 ist für jeden Auftraggeber 
oder Beschäftiger gesondert zu melden. Die Unterlagen nach den §§ 19, 21 und 22 
sind für die Dauer des Rahmenzeitraums am Arbeits(Einsatz)ort bereitzuhalten 
oder unmittelbar an diesem Ort und im Zeitpunkt der Erhebung elektronisch 
zugänglich zu machen. § 21 Abs. 2 ist anzuwenden. 

 (5a) Abs. 5 gilt nicht für Arbeitnehmer im Sinne des § 33d BUAG. 
(6) Erfasst der grenzüberschreitende Einsatz des Arbeitnehmers die Erfüllung 

von mit mehreren Auftraggebern geschlossenen gleichartigen 
Dienstleistungsverträgen, können in der Meldung nach Abs. 1 alle Auftraggeber 
angeführt werden, sofern die Erfüllung der Dienstleistungsverträge in einem engen 
örtlichen und zeitlichen Zusammenhang erfolgt. 

(6) Erfasst der grenzüberschreitende Einsatz des Arbeitnehmers die Erfüllung 
von mit mehreren Auftraggebern geschlossenen gleichartigen 
Dienstleistungsverträgen, können in der Meldung nach Abs. 1 alle Auftraggeber 
angeführt werden, sofern die Erfüllung der Dienstleistungsverträge durchgehend 
im Bundesgebiet und innerhalb einer Woche erfolgt. 

(7) Die Meldung der Entsendung nach Abs. 1 von mobilen Arbeitnehmern im 
Transportbereich hat ausschließlich nach diesem Absatz für jeweils einen Zeitraum 

(7) Die Meldung der Entsendung nach Abs. 1 von mobilen Arbeitnehmern im 
Transportbereich (§ 1 Abs. 9) hat ausschließlich nach diesem Absatz für jeweils 
einen Zeitraum von sechs Monaten zu erfolgen und hat folgende Angaben zu 
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von sechs Monaten zu erfolgen und hat folgende Angaben zu enthalten; 
nachträgliche Änderungen bei den Angaben sind unverzüglich zu melden: 

enthalten; nachträgliche Änderungen bei den Angaben sind unverzüglich zu 
melden: 

 1. und 2. ...  1. und 2. ... 
 3. sofern nicht der jeweilige Lenker des Kraftfahrzeuges Ansprechperson ist 

(§ 23 zweiter Satz), Name und Anschrift der Ansprechperson nach § 23 
aus dem Kreis der in Österreich niedergelassenen zur berufsmäßigen 
Parteienvertretung befugten Personen (§ 21 Abs. 2 Z 4), hinsichtlich von 
Ansprechpersonen bei anderen Transportmitteln gilt Abs. 3 Z 3, 

 3. sofern nicht der jeweilige Lenker des Fahrzeuges Ansprechperson ist (§ 23 
zweiter Satz), Name und Anschrift der Ansprechperson nach § 23 aus dem 
Kreis der in Österreich niedergelassenen zur berufsmäßigen 
Parteienvertretung befugten Personen (§ 21 Abs. 2 Z 4), hinsichtlich von 
Ansprechpersonen bei anderen Transportmitteln gilt Abs. 3 Z 3, 

 4. ...  4. ... 
 5. behördliche Kennzeichen der von den in der Z 4 genannten Arbeitnehmern 

gelenkten Kraftfahrzeuge, 
 5. behördliche Kennzeichen der von den in der Z 4 genannten Arbeitnehmern 

verwendeten Fahrzeuge, 
 6. bis 9. ...  6. bis 9. ... 

Information der Behörden Information der Behörden 
§ 20. (1) Die Zentrale Koordinationsstelle hat die Meldung einer Entsendung 

nach § 19 Abs. 3, 5 und 6 an die Österreichische Gesundheitskasse und sofern es 
sich um Bautätigkeiten handelt, der Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungskasse 
elektronisch zu übermitteln. 

§ 20. (1) Die Zentrale Koordinationsstelle hat die Meldung einer Entsendung 
nach § 19 Abs. 3, 5 und 6 an den zuständigen Träger der Krankenversicherung und 
sofern es sich um Bautätigkeiten handelt, der Bauarbeiter-Urlaubs- und 
Abfertigungskasse elektronisch zu übermitteln. 

(2) Die Zentrale Koordinationsstelle hat die Meldung einer Überlassung nach 
§ 19 Abs. 4 an: 

(2) Die Zentrale Koordinationsstelle hat die Meldung einer Überlassung nach 
§ 19 Abs. 4 an: 

 1. den zuständigen Krankenversicherungsträger (§§ 26 und 30 ASVG),  1. den zuständigen Krankenversicherungsträger, 
 2. und 3. ...  2. und 3. ... 
elektronisch zu übermitteln. elektronisch zu übermitteln. 

(3) und (4) ... (3) und (4) ... 

Bereithaltung von Meldeunterlagen, Sozialversicherungsunterlagen 
und behördlicher Genehmigung 

Bereithaltung von Meldeunterlagen, Sozialversicherungsunterlagen 
und behördlicher Genehmigung 

§ 21. (1) Arbeitgeber mit Sitz in einem EU-Mitgliedstaat oder EWR-Staat 
oder der Schweizerischen Eidgenossenschaft haben folgende Unterlagen am 
Arbeits(Einsatz)ort im Inland während des Entsendezeitraums bereitzuhalten oder 
diese den Abgabebehörden oder der Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungskasse 
unmittelbar vor Ort und im Zeitpunkt der Erhebung in elektronischer Form 
zugänglich zu machen: 

§ 21. (1) Arbeitgeber mit Sitz in einem EU-Mitgliedstaat oder EWR-Staat 
oder der Schweizerischen Eidgenossenschaft haben folgende Unterlagen am 
Arbeits(Einsatz)ort im Inland während des Entsendezeitraums bereitzuhalten oder 
diese dem Amt für Betrugsbekämpfung oder der Bauarbeiter-Urlaubs- und 
Abfertigungskasse unmittelbar vor Ort und im Zeitpunkt der Erhebung in 
elektronischer Form zugänglich zu machen: 
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 1. Unterlagen über die Anmeldung des Arbeitnehmers zur 

Sozialversicherung (Sozialversicherungsdokument E 101 nach der 
Verordnung (EWG) Nr. 1408/71, oder Sozialversicherungsdokument A 1 
nach der Verordnung (EG) Nr. 883/04 zur Koordinierung der Systeme der 
sozialen Sicherheit), sofern für den entsandten Arbeitnehmer in Österreich 
keine Sozialversicherungspflicht besteht; kann der Arbeitgeber zum 
Zeitpunkt der Erhebung durch Nachweise in deutscher Sprache belegen, 
dass ihm die Erwirkung der Ausstellung dieser Dokumente durch den 
zuständigen Sozialversicherungsträger vor der Entsendung nicht möglich 
war, sind gleichwertige Unterlagen in deutscher Sprache (Antrag auf 
Ausstellung des Sozialversicherungsdokuments E 101 oder A 1, und 
Bestätigung des zuständigen Sozialversicherungsträgers, dass der 
Arbeitnehmer für die Dauer der Entsendung der ausländischen 
Sozialversicherung unterliegt) bereitzuhalten; 

 1. Unterlagen über die Anmeldung des Arbeitnehmers zur 
Sozialversicherung (Sozialversicherungsdokument E 101 nach der 
Verordnung (EWG) Nr. 1408/71, oder Sozialversicherungsdokument A 1 
nach der Verordnung (EG) Nr. 883/04 zur Koordinierung der Systeme der 
sozialen Sicherheit), sofern für den entsandten Arbeitnehmer in Österreich 
keine Sozialversicherungspflicht besteht; kann der Arbeitgeber zum 
Zeitpunkt der Erhebung durch Nachweise in deutscher oder englischer 
Sprache belegen, dass ihm die Erwirkung der Ausstellung dieser 
Dokumente durch den zuständigen Sozialversicherungsträger vor der 
Entsendung nicht möglich war, sind gleichwertige Unterlagen in deutscher 
oder englischer Sprache (Antrag auf Ausstellung des 
Sozialversicherungsdokuments E 101 oder A 1 und Dokumente, aus denen 
sich ergibt, dass der Arbeitnehmer für die Dauer der Entsendung der 
ausländischen Sozialversicherung unterliegt) bereitzuhalten; 

 2. und 3. ...  2. und 3. ... 
... ... 

(2) Abweichend von Abs. 1 sind, ausgenommen im Fall eines mobilen 
Arbeitnehmers im Transportbereich, die Unterlagen im Inland bei 

(2) Abweichend von Abs. 1 sind, ausgenommen im Fall eines mobilen 
Arbeitnehmers im Transportbereich, die Unterlagen im Inland bei 

 1. der in der Meldung nach § 19 Abs. 3 Z 3 genannten Ansprechperson, oder  1. der in der Meldung nach § 19 Abs. 3 Z 3 genannten Ansprechperson, oder 
 2. einer im Inland eingetragenen Zweigniederlassung, an der der 

ausländische Arbeitgeber seine Tätigkeit nicht nur gelegentlich ausübt, 
oder 

 2. einer im Inland eingetragenen Zweigniederlassung, an der der 
ausländische Arbeitgeber seine Tätigkeit nicht nur gelegentlich ausübt, 
oder 

 3. einer inländischen selbständigen Tochtergesellschaft oder der 
inländischen Muttergesellschaft eines Konzerns im Sinne des § 15 AktG 
oder § 115 GmbHG oder 

 3. einer inländischen selbständigen Tochtergesellschaft oder der 
inländischen Muttergesellschaft eines Konzerns im Sinne des § 15 AktG 
oder § 115 GmbHG oder 

 4. einem im Inland niedergelassenen berufsmäßigen Parteienvertreter im 
Sinne des Wirtschaftstreuhandberufsgesetzes (WTBG), BGBl. I 
Nr. 58/1999, der Rechtsanwaltsordnung (RAO), RGBl. Nr. 96/1868 und 
der Notariatsordnung (NO), RGBl. Nr. 75/1871, 

 4. einem im Inland niedergelassenen berufsmäßigen Parteienvertreter im 
Sinne des Wirtschaftstreuhandberufsgesetzes 2017 (WTBG), BGBl. I 
Nr. 137/2017, der Rechtsanwaltsordnung (RAO), RGBl. Nr. 96/1868 und 
der Notariatsordnung (NO), RGBl. Nr. 75/1871, 

bereitzuhalten oder unmittelbar an den in den Z 1 bis 4 genannten Orten und im 
Zeitpunkt der Erhebung in elektronischer Form zugänglich zu machen, sofern dies 
in der Meldung nach § 19 Abs. 3 Z 9 angeführt ist. Erfolgt die Erhebung der 
Abgabebehörden oder der Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungskasse außerhalb 
der Geschäftszeiten des berufsmäßigen Parteienvertreters, hat dieser nach 
Aufforderung durch die Abgabebehörden oder der Bauarbeiter-Urlaubs- und 

bereitzuhalten oder unmittelbar an den in den Z 1 bis 4 genannten Orten und im 
Zeitpunkt der Erhebung in elektronischer Form zugänglich zu machen, sofern dies 
in der Meldung nach § 19 Abs. 3 Z 9 angeführt ist. Erfolgt die Erhebung des Amtes 
für Betrugsbekämpfung oder der Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungskasse 
außerhalb der Geschäftszeiten des berufsmäßigen Parteienvertreters, hat dieser 
nach Aufforderung durch das Amt für Betrugsbekämpfung oder der Bauarbeiter-
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Abfertigungskasse die Unterlagen bis zum Ablauf des zweitfolgenden Werktages 
zu übermitteln. Für die Übermittlung gebührt kein Ersatz der Aufwendungen. 

Urlaubs- und Abfertigungskasse die Unterlagen bis zum Ablauf des 
zweitfolgenden Werktages zu übermitteln. Für die Übermittlung gebührt kein 
Ersatz der Aufwendungen. 

(3) Der Beschäftiger hat für jede überlassene Arbeitskraft für die Dauer der 
Überlassung folgende Unterlagen am Arbeits(Einsatz)ort im Inland bereitzuhalten 
oder diese den Abgabebehörden oder der Bauarbeiter-Urlaubs- und 
Abfertigungskasse unmittelbar vor Ort und im Zeitpunkt der Erhebung in 
elektronischer Form zugänglich zu machen: 

(3) Der Beschäftiger hat für jede überlassene Arbeitskraft für die Dauer der 
Überlassung folgende Unterlagen am Arbeits(Einsatz)ort im Inland bereitzuhalten 
oder diese dem Amt für Betrugsbekämpfung oder der Bauarbeiter-Urlaubs- und 
Abfertigungskasse unmittelbar vor Ort und im Zeitpunkt der Erhebung in 
elektronischer Form zugänglich zu machen: 

 1. Unterlagen über die Anmeldung der Arbeitskraft zur Sozialversicherung 
(Sozialversicherungsdokument E 101 oder A 1), sofern für die überlassene 
Arbeitskraft keine Sozialversicherungspflicht in Österreich besteht; kann 
der Überlasser zum Zeitpunkt der Erhebung durch Nachweise in deutscher 
Sprache belegen, dass ihm die Erwirkung der Ausstellung dieser 
Dokumente durch den zuständigen Sozialversicherungsträger vor der 
Überlassung nicht möglich war, sind gleichwertige Unterlagen in 
deutscher Sprache (Antrag auf Ausstellung des 
Sozialversicherungsdokuments E 101 oder A 1; Bestätigung des 
zuständigen Sozialversicherungsträgers, dass der Arbeitnehmer für die 
Dauer der Überlassung der ausländischen Sozialversicherung unterliegt) 
bereitzuhalten; 

 1. Unterlagen über die Anmeldung der Arbeitskraft zur Sozialversicherung 
(Sozialversicherungsdokument E 101 oder A 1), sofern für die überlassene 
Arbeitskraft keine Sozialversicherungspflicht in Österreich besteht; kann 
der Überlasser zum Zeitpunkt der Erhebung durch Nachweise in deutscher 
oder englischer Sprache belegen, dass ihm die Erwirkung der Ausstellung 
dieser Dokumente durch den zuständigen Sozialversicherungsträger vor 
der Überlassung nicht möglich war, sind gleichwertige Unterlagen in 
deutscher oder englischer Sprache (Antrag auf Ausstellung des 
Sozialversicherungsdokuments E 101 oder A 1 und Dokumente, aus denen 
sich ergibt, dass der Arbeitnehmer für die Dauer der Entsendung der 
ausländischen Sozialversicherung unterliegt) bereitzuhalten; 

 2. die Meldung gemäß § 19 Abs. 1 und 4;  2. die Meldung gemäß § 19 Abs. 1 und 4; 
 3. die behördliche Genehmigung der Beschäftigung der überlassenen 

Arbeitskräfte im Sitzstaat des Überlassers gemäß § 19 Abs. 4 Z 10, sofern 
eine solche erforderlich ist. 

 3. die behördliche Genehmigung der Beschäftigung der überlassenen 
Arbeitskräfte im Sitzstaat des Überlassers gemäß § 19 Abs. 4 Z 10, sofern 
eine solche erforderlich ist. 

Abs. 2 findet sinngemäß Anwendung. Abs. 2 findet sinngemäß Anwendung. 

Bereithaltung von Lohnunterlagen Bereithaltung von Lohnunterlagen 
§ 22. (1) Arbeitgeber im Sinne der §§ 3 Abs. 2, 8 Abs. 1 oder 19 Abs. 1 haben 

während der Dauer der Beschäftigung (im Inland) oder des Zeitraums der 
Entsendung insgesamt (§ 19 Abs. 3 Z 6) den  

§ 22. (1) Arbeitgeber im Sinne der §§ 3 Abs. 2, 8 Abs. 1 oder 19 Abs. 1 haben 
während der Dauer der Beschäftigung (im Inland) oder des Zeitraums der 
Entsendung insgesamt oder des Rahmenzeitraums (§ 19) den 

Arbeitsvertrag oder Dienstzettel im Sinne der Richtlinie 91/533 des Rates 
über die Pflicht des Arbeitgebers zur Unterrichtung des Arbeitnehmers 
über die für seinen Arbeitsvertrag oder sein Arbeitsverhältnis geltenden 
Bedingungen,  

 1. Arbeitsvertrag oder Dienstzettel im Sinne der Richtlinie 91/533 über die 
Pflicht des Arbeitgebers zur Unterrichtung des Arbeitnehmers über die für 
seinen Arbeitsvertrag oder sein Arbeitsverhältnis geltenden Bedingungen, 
ABl. Nr. L 288 vom 18.10.1991 S. 32, 



  14 von 29 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Lohnzettel, Lohnzahlungsnachweise oder Banküberweisungsbelege, 
Lohnaufzeichnungen,  

 2. Lohnzettel, Lohnzahlungsnachweise oder Banküberweisungsbelege, 
Lohnaufzeichnungen für die aufgrund konkreter Tätigkeiten oder des 
konkreten Einsatzes zustehenden Zulagen und Zuschläge, 

Arbeitszeitaufzeichnungen und Unterlagen betreffend die Lohneinstufung 
zur Überprüfung des dem entsandten Arbeitnehmer  

 3. Arbeitszeitaufzeichnungen und Unterlagen betreffend die Lohneinstufung 
zur Überprüfung des dem entsandten Arbeitnehmer, sofern sich die 
Einstufung nicht aus anderen Lohnunterlagen ergibt 

für die Dauer der Beschäftigung nach den österreichischen Rechtsvorschriften 
gebührenden Entgelts in deutscher Sprache, ausgenommen den Arbeitsvertrag, am 
Arbeits(Einsatz)ort bereitzuhalten oder diese den Abgabebehörden oder der 
Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungskasse unmittelbar vor Ort und im Zeitpunkt 
der Erhebung in elektronischer Form zugänglich zu machen, auch wenn die 
Beschäftigung des einzelnen Arbeitnehmers in Österreich früher geendet hat. Der 
Arbeitsvertrag ist entweder in deutscher oder in englischer Sprache bereitzuhalten. 
Bei innerhalb eines Arbeitstages wechselnden Arbeits(Einsatz)orten sind die 
Lohnunterlagen am ersten Arbeits(Einsatz)ort bereitzuhalten oder in elektronischer 
Form zugänglich zu machen. Ein Beschäftiger, der einen Arbeitnehmer zu einer 
Arbeitsleistung nach Österreich entsendet, gilt in Bezug auf die Verpflichtung nach 
dieser Bestimmung als Arbeitgeber. § 21 Abs. 2 findet sinngemäß Anwendung. 

für die Dauer der Beschäftigung nach den österreichischen Rechtsvorschriften 
gebührenden Entgelts in deutscher oder englischer Sprache am Arbeits(Einsatz)ort 
bereitzuhalten oder diese dem Amt für Betrugsbekämpfung oder der Bauarbeiter-
Urlaubs- und Abfertigungskasse unmittelbar vor Ort und im Zeitpunkt der 
Erhebung in elektronischer Form zugänglich zu machen, auch wenn die 
Beschäftigung des einzelnen Arbeitnehmers in Österreich früher geendet hat. Bei 
innerhalb eines Arbeitstages wechselnden Arbeits(Einsatz)orten sind die 
Lohnunterlagen am ersten Arbeits(Einsatz)ort bereitzuhalten oder in elektronischer 
Form zugänglich zu machen. Ein Beschäftiger, der einen Arbeitnehmer zu einer 
Arbeitsleistung nach Österreich entsendet, gilt in Bezug auf die Verpflichtung nach 
dieser Bestimmung als Arbeitgeber. § 21 Abs. 2 findet sinngemäß Anwendung. 

(1a) Bei der Entsendung von mobilen Arbeitnehmern im Transportbereich 
sind abweichend von Abs. 1 der Arbeitsvertrag oder Dienstzettel und 
Arbeitszeitaufzeichnungen (Aufzeichnungen im Sinne von Art. 36 der Verordnung 
(EU) Nr. 165/2014 über den Fahrtenschreiber im Straßenverkehr, ABl. Nr. L 60 
vom 28.2.2014 S. 1) bereits ab der Einreise in das Bundesgebiet im Fahrzeug 
bereitzuhalten oder diese den Organen des Amtes für Betrugsbekämpfung 
unmittelbar vor Ort und im Zeitpunkt der Erhebung in elektronischer Form 
zugänglich zu machen. Lohnzettel, Lohnzahlungsnachweise oder 
Banküberweisungsbelege und Unterlagen betreffend die Lohneinstufung sowie 
Arbeitszeitaufzeichnungen für den mobilen Arbeitnehmer im Transportbereich 
sind auf Verlangen des Amtes für Betrugsbekämpfung für das Kalendermonat, in 
dem die Kontrolle stattgefunden hat, und für das diesem Kalendermonat 
vorangehende Kalendermonat, wenn der Arbeitnehmer im vorangehenden 
Kalendermonat in Österreich tätig war, innerhalb einer Frist von 14 Kalendertagen 
nach dem Ende des Kalendermonats, in dem die Kontrolle erfolgt ist, zu 
übermitteln. Langen die Lohnunterlagen nach dem zweiten Satz innerhalb dieser 
Frist bei der Abgabebehörde nicht oder nicht vollständig ein, gilt dies als 
Nichtbereithalten der Lohnunterlagen. 

(1a) Bei der Entsendung von mobilen Arbeitnehmern im Transportbereich 
(§ 1 Abs. 9) sind abweichend von Abs. 1 der Arbeitsvertrag oder Dienstzettel und 
Arbeitszeitaufzeichnungen (Aufzeichnungen im Sinne von Art. 36 der Verordnung 
(EU) Nr. 165/2014 über den Fahrtenschreiber im Straßenverkehr, ABl. Nr. L 60 
vom 28.2.2014 S. 1) bereits ab der Einreise in das Bundesgebiet im Fahrzeug 
bereitzuhalten oder diese dem Amt für Betrugsbekämpfung unmittelbar vor Ort und 
im Zeitpunkt der Erhebung in elektronischer Form zugänglich zu machen. 
Lohnzettel, Lohnzahlungsnachweise oder Banküberweisungsbelege und 
Unterlagen betreffend die Lohneinstufung sowie Arbeitszeitaufzeichnungen für 
den mobilen Arbeitnehmer im Transportbereich sind auf Verlangen des Amtes für 
Betrugsbekämpfung für das Kalendermonat, in dem die Kontrolle stattgefunden 
hat, und für das diesem Kalendermonat vorangehende Kalendermonat, wenn der 
Arbeitnehmer im vorangehenden Kalendermonat in Österreich tätig war, innerhalb 
einer Frist von 14 Kalendertagen nach dem Ende des Kalendermonats, in dem die 
Kontrolle erfolgt ist, zu übermitteln. Langen die Lohnunterlagen nach dem zweiten 
Satz innerhalb dieser Frist bei dem Amt für Betrugsbekämpfung nicht oder nicht 
vollständig ein, gilt dies als Nichtbereithalten der Lohnunterlagen. 
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 (1b) Bei Entsendungen von Arbeitnehmern, die nicht länger als 48 Stunden 

dauern und nicht mobile Arbeitnehmer betreffen, sind abweichend von Abs. 1 
während des Zeitraums der Entsendung der Arbeitsvertrag oder Dienstzettel und 
Arbeitszeitaufzeichnungen bereitzuhalten oder diese dem Amt für 
Betrugsbekämpfung unmittelbar vor Ort und im Zeitpunkt der Erhebung in 
elektronischer Form zugänglich zu machen. Bei der Berechnung der 
Entsendungsdauer ist die Dauer einer im Rahmen einer Entsendung von einem 
anderen Arbeitnehmer bereits zurückgelegten Entsendungsdauer zu 
berücksichtigen. Im Übrigen ist Abs. 1a zweiter und dritter Satz anzuwenden. 

(2) Bei einer grenzüberschreitenden Arbeitskräfteüberlassung trifft die 
Verpflichtung zur Bereithaltung der Lohnunterlagen nach Abs. 1 den inländischen 
Beschäftiger. Der Überlasser hat dem Beschäftiger die Lohnunterlagen nach Abs. 1 
nachweislich bereitzustellen. 

(2) Bei einer grenzüberschreitenden Arbeitskräfteüberlassung trifft die 
Verpflichtung zur Bereithaltung der Lohnunterlagen nach Abs. 1 den inländischen 
Beschäftiger. Der Überlasser hat dem Beschäftiger die Lohnunterlagen nach Abs. 1 
nachweislich bereitzustellen. § 21 Abs. 2 findet sinngemäß Anwendung. 

Verantwortliche Beauftragte Verantwortliche Beauftragte 
§ 24. (1) Die Bestellung von verantwortlichen Beauftragten gemäß § 9 Abs. 2 

und 3 VStG für die Einhaltung dieses Bundesgesetzes wird erst rechtswirksam, 
nachdem 

§ 24. (1) Die Bestellung von verantwortlichen Beauftragten gemäß § 9 Abs. 2 
letzter Satz und 3 VStG für die Einhaltung dieses Bundesgesetzes wird erst 
rechtswirksam, nachdem 

 1. bei der Zentralen Koordinationsstelle durch Arbeitgeber im Sinne §§ 3 
Abs. 2, 8 Abs. 1 oder 19 Abs. 1, durch einen Beschäftiger im Sinne des 
§ 19 Abs. 1 letzter Satz oder durch Überlasser mit Sitz im Ausland, oder 

 1. bei der Zentralen Koordinationsstelle durch Arbeitgeber im Sinne §§ 3 
Abs. 2, 8 Abs. 1 oder 19 Abs. 1, durch einen Beschäftiger im Sinne des 
§ 19 Abs. 1 letzter Satz oder durch Überlasser mit Sitz im Ausland, oder 

 2. beim zuständigen Träger der Krankenversicherung durch Arbeitgeber oder 
Beschäftiger mit Sitz im Inland 

 2. beim zuständigen Träger der Krankenversicherung durch Arbeitgeber oder 
Beschäftiger mit Sitz im Inland 

eine schriftliche Mitteilung über die Bestellung samt einem Nachweis der 
Zustimmung des Bestellten eingelangt ist. Dies gilt nicht für die Bestellung von 
verantwortlichen Beauftragten auf Verlangen der Behörde gemäß § 9 Abs. 2 VStG. 
Eingegangene Mitteilungen nach Z 1 sind an das Kompetenzzentrum LSDB, 
eingegangene Mitteilungen nach den Z 1 und 2 für den Baubereich (Abschnitt I 
oder § 33d BUAG) sind auch an die Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungskasse 
weiterzuleiten. 

eine schriftliche Mitteilung über die Bestellung samt einem Nachweis der 
Zustimmung des Bestellten eingelangt ist. Dies gilt nicht für die Bestellung von 
verantwortlichen Beauftragten auf Verlangen der Behörde gemäß § 9 Abs. 2 VStG. 
Eingegangene Mitteilungen nach Z 1 sind an das Kompetenzzentrum LSDB, 
eingegangene Mitteilungen nach den Z 1 und 2 für den Baubereich (Abschnitt I 
oder § 33d BUAG) sind auch an die Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungskasse 
weiterzuleiten. 

(2) ... (2) ... 
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5. Abschnitt 5. Abschnitt 
Strafbestimmungen, Untersagung der Dienstleistung und Evidenz 

über Verwaltungs(straf)verfahren 
Strafbestimmungen, Untersagung der Dienstleistung und Evidenz 

über Verwaltungs(straf)verfahren 

 § 25a. Fehlen auf der nach Art. 5 der Richtlinie 2014/67/EU zur 
Durchsetzung der Richtlinie 96/71/EG über die Entsendung von Arbeitnehmern im 
Rahmen der Erbringung von Dienstleistungen und zur Änderung der Verordnung 
(EU) Nr. 1024/2012 über die Verwaltungszusammenarbeit mit Hilfe des 
Binnenmarkt-Informationssystems („IMI-Verordnung“), ABl. Nr. L 159 vom 
28.05.2014 S. 11, einzurichtenden Website Informationen, welche innerstaatlichen 
gesetzlichen Normen auf Entsendungen oder Überlassungen anzuwenden sind, ist 
dies in Verwaltungsstrafverfahren nach diesem Bundesgesetz als Milderungsgrund 
im Sinne des § 19 VStG zu werten. 

  

Verstöße im Zusammenhang mit den Melde- und 
Bereithaltungspflichten bei Entsendung oder Überlassung 

Verstöße im Zusammenhang mit den Melde- und 
Bereithaltungspflichten bei Entsendung oder Überlassung 

§ 26. (1) Wer als Arbeitgeber oder Überlasser im Sinne des § 19 Abs. 1 § 26. (1) Wer als Arbeitgeber oder Überlasser im Sinne des § 19 Abs. 1 
 1. die Meldung oder die Meldung über nachträgliche Änderungen bei den 

Angaben (Änderungsmeldung) entgegen § 19 nicht, nicht rechtzeitig oder 
nicht vollständig erstattet oder 

 1. die Meldung oder die Meldung über nachträgliche Änderungen bei den 
Angaben (Änderungsmeldung) entgegen § 19 nicht, nicht rechtzeitig oder 
nicht vollständig erstattet oder 

 2. in der Meldung oder Änderungsmeldung vorsätzlich unrichtige Angaben 
erstattet oder 

 2. in der Meldung oder Änderungsmeldung vorsätzlich unrichtige Angaben 
erstattet oder 

 3. die erforderlichen Unterlagen entgegen § 21 Abs. 1 oder Abs. 2 nicht 
bereithält oder den Abgabebehörden oder der Bauarbeiter-Urlaubs- und 
Abfertigungskasse vor Ort nicht unmittelbar in elektronischer Form 
zugänglich macht, 

 3. die erforderlichen Unterlagen entgegen § 21 Abs. 1 oder Abs. 2 nicht 
bereithält oder dem Amt für Betrugsbekämpfung oder der Bauarbeiter-
Urlaubs- und Abfertigungskasse vor Ort nicht unmittelbar in 
elektronischer Form zugänglich macht, 

begeht eine Verwaltungsübertretung und ist von der Bezirksverwaltungsbehörde 
für jeden Arbeitnehmer mit Geldstrafe von 1.000 Euro bis 10.000 Euro, im 
Wiederholungsfall von 2.000 Euro bis 20.000 Euro zu bestrafen. 

begeht unabhängig von der Anzahl der von der Verwaltungsübertretung 
betroffenen Arbeitnehmer eine einzige Verwaltungsübertretung und ist von der 
Bezirksverwaltungsbehörde mit Geldstrafe bis zu 20 000 Euro zu bestrafen. 

 (1a) Entgegen Abs. 1 Z 1 gilt die Meldung als vollständig erstattet, wenn bei 
einer Meldung nach § 19 Abs. 1 irrtümlich anstelle des Formulars mit den nach 
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§ 19 Abs. 3 vorgesehenen Angaben das Formular mit den nach § 19 Abs. 4 
vorgesehenen Angaben oder umgekehrt verwendet wird. 

(2) Wer als Beschäftiger im Falle einer grenzüberschreitenden 
Arbeitskräfteüberlassung die erforderlichen Unterlagen entgegen § 21 Abs. 3 nicht 
bereithält oder zugänglich macht, begeht eine Verwaltungsübertretung und ist von 
der Bezirksverwaltungsbehörde für jeden Arbeitnehmer mit Geldstrafe von 500 
Euro bis 5.000 Euro, im Wiederholungsfall von 1.000 Euro bis 10.000 Euro zu 
bestrafen. 

(2) Wer als Beschäftiger im Falle einer grenzüberschreitenden 
Arbeitskräfteüberlassung die erforderlichen Unterlagen entgegen § 21 Abs. 3 nicht 
bereithält oder zugänglich macht, begeht unabhängig von der Anzahl der von der 
Verwaltungsübertretung betroffenen Arbeitnehmer eine einzige 
Verwaltungsübertretung und ist von der Bezirksverwaltungsbehörde mit 
Geldstrafe bis zu 20 000 Euro zu bestrafen. 

Vereitelungshandlungen im Zusammenhang mit der Lohnkontrolle Vereitelungshandlungen im Zusammenhang mit der Lohnkontrolle 
§ 27. (1) Wer die erforderlichen Unterlagen entgegen den §§ 12 Abs. 1 Z 3 

nicht übermittelt, begeht eine Verwaltungsübertretung und ist von der 
Bezirksverwaltungsbehörde für jeden Arbeitnehmer mit Geldstrafe von 500 Euro 
bis 5 000 Euro, im Wiederholungsfall von 1 000 Euro bis 10 000 Euro zu 
bestrafen. Ebenso ist zu bestrafen, wer entgegen den §§ 14 Abs. 2 oder 15 Abs. 2 
die Unterlagen nicht übermittelt. 

§ 27. (1) Wer als Arbeitgeber, Überlasser oder Beschäftiger die 
erforderlichen Unterlagen entgegen § 12 Abs. 1 Z 3 nicht übermittelt, begeht 
unabhängig von der Anzahl der von der Verwaltungsübertretung betroffenen 
Arbeitnehmer eine einzige Verwaltungsübertretung und ist von der 
Bezirksverwaltungsbehörde mit Geldstrafe bis zu 40 000 Euro zu bestrafen. 
Ebenso ist zu bestrafen, wer entgegen den §§ 14 Abs. 2 oder 15 Abs. 2 die 
Unterlagen nicht übermittelt. 

(2) Wer entgegen § 12 Abs. 1 den Zutritt zu den Betriebsstätten, 
Betriebsräumen und auswärtigen Arbeitsstätten oder Arbeitsstellen sowie den 
Aufenthaltsräumen der Arbeitnehmer und das damit verbundene Befahren von 
Wegen oder die Erteilung von Auskünften verweigert oder die Kontrolle sonst 
erschwert oder behindert, begeht eine Verwaltungsübertretung und ist von der 
Bezirksverwaltungsbehörde mit einer Geldstrafe von 1 000 Euro bis 10 000 Euro, 
im Wiederholungsfall von 2 000 Euro bis 20 000 Euro zu bestrafen. 

(2) Wer entgegen § 12 Abs. 1 den Zutritt zu den Betriebsstätten, 
Betriebsräumen und auswärtigen Arbeitsstätten oder Arbeitsstellen sowie den 
Aufenthaltsräumen der Arbeitnehmer und das damit verbundene Befahren von 
Wegen oder die Erteilung von Auskünften verweigert oder die Kontrolle sonst 
erschwert oder behindert, begeht unabhängig von der Anzahl der von der 
Verwaltungsübertretung betroffenen Arbeitnehmer eine einzige 
Verwaltungsübertretung und ist von der Bezirksverwaltungsbehörde mit 
Geldstrafe bis zu 40 000 Euro zu bestrafen. 

(3) Wer die Einsichtnahme in die Unterlagen nach den §§ 21 Abs. 1 oder 22 
verweigert, begeht eine Verwaltungsübertretung und ist für jeden Arbeitnehmer 
von der Bezirksverwaltungsbehörde mit einer Geldstrafe von 1 000 Euro bis 
10 000 Euro, im Wiederholungsfall von 2 000 Euro bis 20 000 Euro zu bestrafen. 

(3) Wer als Arbeitgeber, Überlasser oder Beschäftiger die Einsichtnahme in 
die Unterlagen nach den §§ 21 oder 22 verweigert, begeht unabhängig von der 
Anzahl der von der Verwaltungsübertretung betroffenen Arbeitnehmer eine einzige 
Verwaltungsübertretung und ist von der Bezirksverwaltungsbehörde mit 
Geldstrafe bis zu 40 000 Euro zu bestrafen. 

(4) ... (4) ... 

Nichtbereithalten der Lohnunterlagen Nichtbereithalten und Nichtübermitteln der Lohnunterlagen 
§ 28. Wer als § 28. Wer als 
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 1. Arbeitgeber entgegen § 22 Abs. 1 oder Abs. 1a die Lohnunterlagen nicht 

bereithält, oder 
 1. Arbeitgeber entgegen § 22 Abs. 1, Abs. 1a oder 1b die Lohnunterlagen 

nicht bereithält, oder 
 2. Überlasser im Falle einer grenzüberschreitenden Arbeitskräfteüberlassung 

nach Österreich entgegen § 22 Abs. 2 die Lohnunterlagen dem 
Beschäftiger nicht nachweislich bereitstellt, oder 

 2. Überlasser im Falle einer grenzüberschreitenden Arbeitskräfteüberlassung 
nach Österreich entgegen § 22 Abs. 2 die Lohnunterlagen dem 
Beschäftiger nicht nachweislich bereitstellt, oder 

 3. Beschäftiger im Falle einer grenzüberschreitenden 
Arbeitskräfteüberlassung entgegen § 22 Abs. 2 die Lohnunterlagen nicht 
bereithält 

 3. Beschäftiger im Falle einer grenzüberschreitenden 
Arbeitskräfteüberlassung entgegen § 22 Abs. 2 die Lohnunterlagen nicht 
bereithält oder 

  4. Arbeitgeber oder Überlasser entgegen § 12 Abs. 1 Z 4 die Lohnunterlagen 
nicht übermittelt, 

begeht eine Verwaltungsübertretung und ist von der Bezirksverwaltungsbehörde 
für jeden Arbeitnehmer mit einer Geldstrafe von 1 000 Euro bis 10 000 Euro, im 
Wiederholungsfall von 2 000 Euro bis 20 000 Euro, sind mehr als drei 
Arbeitnehmer betroffen, für jeden Arbeitnehmer mit einer Geldstrafe von 
2 000 Euro bis 20 000 Euro, im Wiederholungsfall von 4 000 Euro bis 
50 000 Euro zu bestrafen. 

begeht unabhängig von der Anzahl der von der Verwaltungsübertretung 
betroffenen Arbeitnehmer eine einzige Verwaltungsübertretung und ist von der 
Bezirksverwaltungsbehörde mit Geldstrafe bis zu 20 000 Euro, im 
Wiederholungsfall bis zu 40 000 Euro, zu bestrafen. 

Unterentlohnung Unterentlohnung 
§ 29. (1) Wer als Arbeitgeber einen Arbeitnehmer beschäftigt oder beschäftigt 

hat, ohne ihm zumindest das nach Gesetz, Verordnung oder Kollektivvertrag 
gebührende Entgelt unter Beachtung der jeweiligen Einstufungskriterien, 
ausgenommen die in § 49 Abs. 3 ASVG angeführten Entgeltbestandteile, zu 
leisten, begeht eine Verwaltungsübertretung und ist von der 
Bezirksverwaltungsbehörde mit einer Geldstrafe zu bestrafen. Bei 
Unterentlohnungen, die durchgehend mehrere Lohnzahlungszeiträume umfassen, 
liegt eine einzige Verwaltungsübertretung vor. Entgeltzahlungen, die das nach 
Gesetz, Verordnung oder Kollektivvertrag gebührende Entgelt übersteigen, sind 
auf allfällige Unterentlohnungen im jeweiligen Lohnzahlungszeitraum 
anzurechnen. Hinsichtlich von Sonderzahlungen für dem ASVG unterliegende 
Arbeitnehmer liegt eine Verwaltungsübertretung nach dem ersten Satz nur dann 
vor, wenn der Arbeitgeber die Sonderzahlungen nicht oder nicht vollständig bis 
spätestens 31. Dezember des jeweiligen Kalenderjahres leistet. Sind von der 
Unterentlohnung höchstens drei Arbeitnehmer betroffen, beträgt die Geldstrafe für 
jeden Arbeitnehmer 1 000 Euro bis 10 000 Euro, im Wiederholungsfall 2 000 Euro 
bis 20 000 Euro, sind mehr als drei Arbeitnehmer betroffen, für jeden Arbeitnehmer 

§ 29. (1) Wer als Arbeitgeber einen oder mehrere Arbeitnehmer beschäftigt 
oder beschäftigt hat, ohne ihm oder ihnen zumindest das nach Gesetz, Verordnung 
oder Kollektivvertrag gebührende Entgelt unter Beachtung der jeweiligen 
Einstufungskriterien, ausgenommen die in § 49 Abs. 3 ASVG angeführten 
Entgeltbestandteile, zu leisten, begeht unabhängig von der Anzahl der von der 
Verwaltungsübertretung betroffenen Arbeitnehmer eine einzige 
Verwaltungsübertretung und ist von der Bezirksverwaltungsbehörde mit einer 
Geldstrafe bis zu 50 000 Euro zu bestrafen. Ist im Erstfall bei Arbeitgebern mit bis 
zu neun Arbeitnehmern die Summe des vorenthaltenen Entgelts geringer als 
20 000 Euro beträgt die Geldstrafe bis zu 20 000 Euro. Ist die Summe des 
vorenthaltenen Entgelts höher als 50 000 Euro, beträgt die Geldstrafe bis zu 
100 000 Euro. Ist die Summe des vorenthaltenen Entgelts höher als 100 000 Euro 
beträgt die Geldstrafe bis zu 250 000 Euro. Ist die Summe des vorenthaltenen 
Entgelts höher als 100 000 Euro und wurde das Entgelt in 
Lohnzahlungszeiträumen der Unterentlohnung vorsätzlich um durchschnittlich 
mehr als 40 vH des Entgelts vorenthalten, beträgt die Geldstrafe bis zu 
400 000 Euro. Wirkt der Arbeitgeber bei der Aufklärung zur Wahrheitsfindung 
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2 000 Euro bis 20 000 Euro, im Wiederholungsfall 4 000 Euro bis 50 000 Euro. 
Ebenso ist zu bestrafen, wer als Auftraggeber im Sinne des § 14 Abs. 1 Z 3 einen 
Heimarbeiter beschäftigt oder beschäftigt hat, ohne ihm zumindest das nach Gesetz 
oder Verordnung gebührende Entgelt unter Beachtung der jeweiligen 
Einstufungskriterien, ausgenommen die in § 49 Abs. 3 ASVG angeführten 
Entgeltbestandteile, zu leisten. 

unverzüglich und vollständig mit, ist anstelle des Strafrahmens bis 100 000 Euro 
oder bis 250 000 Euro der jeweils niedrigere Strafrahmen anzuwenden. Bei 
Unterentlohnungen, die durchgehend mehrere Lohnzahlungszeiträume umfassen, 
liegt eine einzige Verwaltungsübertretung vor. Entgeltzahlungen, die das nach 
Gesetz, Verordnung oder Kollektivvertrag gebührende Entgelt übersteigen, sind 
auf allfällige Unterentlohnungen im jeweiligen Lohnzahlungszeitraum 
anzurechnen. Hinsichtlich von Sonderzahlungen für Arbeitnehmer im Sinne des 
§ 14 Abs. 1 Z 1 und 2 liegt eine Verwaltungsübertretung nach dem ersten Satz nur 
dann vor, wenn der Arbeitgeber die Sonderzahlungen nicht oder nicht vollständig 
bis spätestens 31. Dezember des jeweiligen Kalenderjahres leistet. Ebenso ist zu 
bestrafen, wer als Auftraggeber im Sinne des § 14 Abs. 1 Z 3 einen Heimarbeiter 
beschäftigt oder beschäftigt hat, ohne ihm zumindest das nach Gesetz oder 
Verordnung gebührende Entgelt unter Beachtung der jeweiligen 
Einstufungskriterien, ausgenommen die in § 49 Abs. 3 ASVG angeführten 
Entgeltbestandteile, zu leisten. 

(2) bis (5) … (2) bis (5) … 
  

Parteistellung in Verwaltungs(straf)verfahren Parteistellung in Verwaltungs(straf)verfahren 
§ 32. (1) Parteistellung in Verwaltungs(straf)verfahren hat: § 32. (1) Parteistellung in Verwaltungs(straf)verfahren hat: 

 1. ...  1. ... 
 2. nach den § 29 Abs. 1 in Verbindung mit § 14 und in den Fällen des § 27 

Abs. 1 zweiter Satz und § 27 Abs. 4 die Österreichische 
Gesundheitskasse, 

 2. nach den § 29 Abs. 1 in Verbindung mit § 14 und in den Fällen des § 27 
Abs. 1 zweiter Satz und § 27 Abs. 4 der zuständige Träger der 
Krankenversicherung, 

 3. ...  3. ... 
auch wenn die Anzeige nicht durch die in den Z 1 bis 3 genannten Einrichtungen 
erfolgt. Diese können gegen den Bescheid einer Verwaltungsbehörde Beschwerde 
beim Verwaltungsgericht und gegen das Erkenntnis oder den Beschluss eines 
Verwaltungsgerichts Revision beim Verwaltungsgerichtshof erheben. 

auch wenn die Anzeige nicht durch die in den Z 1 bis 3 genannten Einrichtungen 
erfolgt. Diese können gegen den Bescheid einer Verwaltungsbehörde Beschwerde 
beim Verwaltungsgericht und gegen das Erkenntnis oder den Beschluss eines 
Verwaltungsgerichts Revision beim Verwaltungsgerichtshof erheben. 

(2) ... (2) ... 

Vorläufige Sicherheit Vorläufige Sicherheit 
§ 33. Liegt der begründete Verdacht einer Verwaltungsübertretung nach den 

§§ 26, 27, 28, 29 Abs. 1 oder 31 Abs. 4 vor und ist im Einzelfall auf Grund 
§ 33. (1) Liegt der begründete Verdacht einer Verwaltungsübertretung nach 

den §§ 26, 27, 28, 29 Abs. 1 oder 31 Abs. 4 vor und ist im Einzelfall auf Grund 
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bestimmter Tatsachen anzunehmen, dass die Strafverfolgung oder der Strafvollzug 
aus Gründen, die in der Person des Arbeitgebers (Auftragnehmers) oder in der 
Person des Überlassers liegen, unmöglich oder wesentlich erschwert sein wird, ist 
das Amt für Betrugsbekämpfung ermächtigt, eine vorläufige Sicherheit bis zum 
Höchstmaß der angedrohten Geldstrafe festzusetzen und einzuheben. Soweit der 
Tätigkeitsbereich der Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungskasse betroffen ist, 
hat das Amt für Betrugsbekämpfung diese über die Einhebung einer vorläufigen 
Sicherheit zu verständigen. Die Ansprechperson im Sinne des § 19 Abs. 3 Z 3 gilt 
als Vertreter des Arbeitgebers, falls dieser oder ein von ihm bestellter Vertreter bei 
der Amtshandlung nicht anwesend ist. Auf nach dem ersten Satz eingehobene 
vorläufige Sicherheiten sind die §§ 37a Abs. 3 bis 5 und 50 Abs. 6 erster Satz VStG 
sinngemäß anzuwenden. Das Amt für Betrugsbekämpfung ist ermächtigt, dem 
Arbeitgeber (Auftragnehmer) oder Überlasser zu gestatten, die vorläufige 
Sicherheit auch in bestimmten fremden Währungen oder mit Scheck oder 
Kreditkarte zu entrichten. Mit der Überweisung nach § 34 Abs. 4 oder der Erlegung 
einer Sicherheit nach § 34 Abs. 9 ist eine Beschlagnahme aufzuheben. 

bestimmter Tatsachen anzunehmen, dass die Strafverfolgung oder der Strafvollzug 
aus Gründen, die in der Person des Arbeitgebers (Auftragnehmers) oder in der 
Person des Überlassers liegen, unmöglich oder wesentlich erschwert sein wird, ist 
das Amt für Betrugsbekämpfung ermächtigt, eine vorläufige Sicherheit bis zum 
Höchstmaß der angedrohten Geldstrafe festzusetzen und einzuheben. Soweit der 
Tätigkeitsbereich der Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungskasse betroffen ist, 
hat das Amt für Betrugsbekämpfung diese über die Einhebung einer vorläufigen 
Sicherheit zu verständigen. Die Ansprechperson im Sinne des § 19 Abs. 3 Z 3 gilt 
als Vertreter des Arbeitgebers, falls dieser oder ein von ihm bestellter Vertreter bei 
der Amtshandlung nicht anwesend ist. Auf nach dem ersten Satz eingehobene 
vorläufige Sicherheiten sind § 37 Abs. 4 letzter Satz, § 37a Abs. 3 und 4 und § 50 
Abs. 6 erster Satz VStG sinngemäß anzuwenden. Das Amt für Betrugsbekämpfung 
ist ermächtigt, dem Arbeitgeber (Auftragnehmer) oder Überlasser zu gestatten, die 
vorläufige Sicherheit auch in bestimmten fremden Währungen oder mit Scheck 
oder Kreditkarte zu entrichten. Mit der Überweisung nach § 34 Abs. 4 oder der 
Erlegung einer Sicherheit nach § 34 Abs. 9 ist eine Beschlagnahme aufzuheben. 

 (2) § 34 Abs. 9 findet sinngemäß Anwendung. Die vorläufige Sicherheit in 
Form einer Beschlagnahme ist auch dann für frei zu erklären, wenn die gegen den 
Auftragnehmer oder den Überlasser verhängte Strafe vollzogen ist. 

 (3) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat die vorläufige Sicherheit für verfallen 
zu erklären, sobald sich die Strafverfolgung des Auftragnehmers oder des 
Überlassers als unmöglich erweist. Die vorläufige Sicherheit in Form einer 
Beschlagnahme ist auch dann für verfallen zu erklären, sobald sich der Vollzug 
der Strafe als unmöglich erweist; § 37 Abs. 6 VStG findet Anwendung. 

Zahlungsstopp – Sicherheitsleistung Zahlungsstopp – Zahlungsverbot – Sicherheitsleistung 
§ 34. (1) Liegt der begründete Verdacht einer Verwaltungsübertretung nach 

den §§ 26, 27, 28, 29 Abs. 1 oder 31 Abs. 4 vor und ist im Einzelfall auf Grund 
bestimmter Tatsachen anzunehmen, dass die Strafverfolgung oder der Strafvollzug 
aus Gründen, die in der Person des Arbeitgebers (Auftragnehmers) oder in der 
Person des Überlassers liegen, unmöglich oder wesentlich erschwert sein wird, 
kann das Amt für Betrugsbekämpfung in Verbindung mit den Erhebungen nach 
§ 12 sowie die Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungskasse dem Auftraggeber, bei 
einer Überlassung dem Beschäftiger schriftlich auftragen, den noch zu leistenden 
Werklohn oder das noch zu leistende Überlassungsentgelt oder Teile davon nicht 

§ 34. (1) Liegt der begründete Verdacht einer Verwaltungsübertretung nach 
den §§ 26, 27, 28, 29 Abs. 1 oder 31 Abs. 4 vor und ist im Einzelfall auf Grund 
bestimmter Tatsachen anzunehmen, dass die Strafverfolgung oder der Strafvollzug 
aus Gründen, die in der Person des Arbeitgebers (Auftragnehmers) oder in der 
Person des Überlassers liegen, unmöglich oder wesentlich erschwert sein wird, 
kann das Amt für Betrugsbekämpfung in Verbindung mit den Erhebungen nach 
§ 12 sowie die Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungskasse dem inländischen 
oder ausländischen Auftraggeber, bei einer Überlassung dem Beschäftiger 
schriftlich auftragen, den noch zu leistenden Werklohn oder das noch zu leistende 



  21 von 29 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
zu zahlen (Zahlungsstopp). Gegen die Verhängung eines Zahlungsstopps ist kein 
Rechtsmittel zulässig. Der Zahlungsstopp ist in jenem Ausmaß nicht wirksam, in 
dem der von ihm genannte Betrag höher ist als der noch zu leistende Werklohn 
oder das noch zu leistende Überlassungsentgelt. Der Zahlungsstopp darf nicht 
höher sein als das Höchstmaß der angedrohten Geldstrafe. 

Überlassungsentgelt oder Teile davon nicht zu zahlen (Zahlungsstopp). Gegen die 
Verhängung eines Zahlungsstopps ist kein Rechtsmittel zulässig. Der 
Zahlungsstopp ist in jenem Ausmaß nicht wirksam, in dem der von ihm genannte 
Betrag höher ist als der noch zu leistende Werklohn oder das noch zu leistende 
Überlassungsentgelt. Der Zahlungsstopp darf nicht höher sein als das Höchstmaß 
der angedrohten Geldstrafe. Falls der im Zahlungsstopp genannte Betrag niedriger 
ist als der noch zu leistende Werklohn oder das noch zu leistende 
Überlassungsentgelt, umfasst der Zahlungsstopp – bis zu dem in ihm genannten 
Betrag – jenen Teil oder jene Teile des Werklohns oder des Überlassungsentgelts, 
der oder die zunächst fällig wird oder werden. 

(2) Leistet der Auftraggeber oder der Beschäftiger entgegen dem 
Zahlungsstopp den Werklohn oder das Überlassungsentgelt, gilt im Verfahren nach 
Abs. 4 der Werklohn oder das Überlassungsentgelt als nicht geleistet. Das Amt für 
Betrugsbekämpfung darf einen Zahlungsstopp nur dann auftragen, soweit eine 
vorläufige Sicherheit nach § 33 nicht festgesetzt oder nicht eingehoben werden 
konnte. Die Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungskasse darf einen Zahlungsstopp 
nicht verhängen, wenn sie vom Amt für Betrugsbekämpfung über die Einhebung 
einer vorläufigen Sicherheit nach § 33 verständigt wurde. Leistet der 
Auftragnehmer oder der Überlasser die vorläufige Sicherheit nachträglich oder 
eine Sicherheit, ohne dass eine solche festgesetzt wurde, aus eigenem, ist der 
Zahlungsstopp von der Bezirksverwaltungsbehörde durch Bescheid aufzuheben; 
ein allfälliges Verfahren nach Abs. 4 ist einzustellen. 

(2) Leistet der Auftraggeber oder der Beschäftiger entgegen dem 
Zahlungsstopp den Werklohn oder das Überlassungsentgelt, gilt in Verfahren nach 
Abs. 4 und 4a der Werklohn oder das Überlassungsentgelt als nicht geleistet. Das 
Amt für Betrugsbekämpfung darf einen Zahlungsstopp nur dann auftragen, soweit 
eine vorläufige Sicherheit nach § 33 nicht festgesetzt oder nicht eingehoben 
werden konnte. Die Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungskasse darf einen 
Zahlungsstopp nicht verhängen, wenn sie vom Amt für Betrugsbekämpfung über 
die Einhebung einer vorläufigen Sicherheit nach § 33 verständigt wurde. Leistet 
der Auftragnehmer oder der Überlasser die vorläufige Sicherheit nachträglich oder 
eine Sicherheit, ohne dass eine solche festgesetzt wurde, aus eigenem, ist der 
Zahlungsstopp von der Bezirksverwaltungsbehörde durch sofort wirksamen 
Bescheid aufzuheben, wobei auf diese Sicherheiten die Abs. 9 und 10 sinngemäß 
Anwendung finden; ein allfälliges Verfahren nach Abs. 4 ist einzustellen. 

(3) Das Amt für Betrugsbekämpfung und die Bauarbeiter-Urlaubs- und 
Abfertigungskasse haben nach Verhängung eines Zahlungstopps nach Abs. 1 
binnen drei Arbeitstagen bei der Bezirksverwaltungsbehörde die Erlegung einer 
Sicherheit nach Abs. 4 zu beantragen, widrigenfalls der Zahlungsstopp außer Kraft 
tritt. Die Bezirksverwaltungsbehörde hat darüber innerhalb von vier Wochen ab 
Einlangen des Antrages zu entscheiden, widrigenfalls der Zahlungsstopp außer 
Kraft tritt. In diesen Verfahren haben die im ersten Satz genannten Einrichtungen 
Parteistellung, soweit diese den Antrag auf Erlegung einer Sicherheit gestellt 
haben. Diese können gegen den Bescheid einer Verwaltungsbehörde Beschwerde 
beim Verwaltungsgericht und gegen das Erkenntnis oder den Beschluss eines 
Verwaltungsgerichts Revision beim Verwaltungsgerichtshof erheben. 

(3) Das Amt für Betrugsbekämpfung und die Bauarbeiter-Urlaubs- und 
Abfertigungskasse haben nach Verhängung eines Zahlungstopps nach Abs. 1 
binnen drei Arbeitstagen bei der Bezirksverwaltungsbehörde die Erlegung einer 
Sicherheit nach Abs. 4 zu beantragen, widrigenfalls der Zahlungsstopp außer Kraft 
tritt. Die Bezirksverwaltungsbehörde hat innerhalb von einer Woche nach 
Einlangen des Antrages die an den Auftragnehmer oder den Überlasser gerichtete 
und eine Frist beinhaltende Aufforderung zur Stellungnahme an den Zustelldienst 
zu übergeben oder zu versuchen, die Zustellung durch eigene Bedienstete – etwa 
an der Abgabestelle nach § 41 – vorzunehmen, widrigenfalls der Zahlungsstopp 
außer Kraft tritt. Nach Einlangen einer Stellungnahme durch den Auftragnehmer 
oder den Überlasser hat die Bezirksverwaltungsbehörde innerhalb von drei 
Wochen über den Antrag zu entscheiden, widrigenfalls der Zahlungsstopp außer 
Kraft tritt. In diesen Verfahren haben die im ersten Satz genannten Einrichtungen 
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Parteistellung, soweit diese den Antrag auf Erlegung einer Sicherheit gestellt 
haben. Diese können gegen den Bescheid einer Verwaltungsbehörde Beschwerde 
beim Verwaltungsgericht und gegen das Erkenntnis oder den Beschluss eines 
Verwaltungsgerichts Revision beim Verwaltungsgerichtshof erheben. 

(4) Liegt der begründete Verdacht einer Verwaltungsübertretung nach den 
§§ 26, 27, 28, 29 Abs. 1 oder 31 Abs. 4 vor und ist auf Grund bestimmter Tatsachen 
anzunehmen, dass die Strafverfolgung oder der Strafvollzug aus Gründen, die in 
der Person des Arbeitgebers (Auftragnehmers) oder in der Person des Überlassers 
liegen, unmöglich oder wesentlich erschwert sein werde, kann die 
Bezirksverwaltungsbehörde dem Auftraggeber, bei einer Überlassung dem 
Beschäftiger durch Bescheid auftragen, den noch zu leistenden Werklohn oder das 
noch zu leistende Überlassungsentgelt oder einen Teil davon als Sicherheit binnen 
einer angemessenen Frist zu erlegen. Über Aufforderung der 
Bezirksverwaltungsbehörde hat der Auftraggeber den Werkvertrag oder der 
Beschäftiger die Überlassungsvereinbarung in deutscher Sprache vorzulegen. Die 
§§ 37 und 37a VStG sind in diesen Fällen, sofern in dieser Bestimmung nichts 
anderes vorgesehen ist, nicht anzuwenden. Mit Erlassung eines Bescheides fällt der 
Zahlungsstopp weg. 

(4) Stellt die für das Verwaltungsstrafverfahren zuständige 
Bezirksverwaltungsbehörde nach Durchführung eines Ermittlungsverfahrens fest, 
dass der begründete Verdacht einer Verwaltungsübertretung nach den §§ 26, 27, 
28, 29 Abs. 1 oder 31 Abs. 4 vorliegt und ist auf Grund bestimmter Tatsachen 
anzunehmen, dass die Strafverfolgung oder der Strafvollzug aus Gründen, die in 
der Person des Arbeitgebers (Auftragnehmers) oder in der Person des Überlassers 
liegen, unmöglich oder wesentlich erschwert sein werde, kann die 
Bezirksverwaltungsbehörde dem inländischen oder ausländischen Auftraggeber, 
bei einer Überlassung dem Beschäftiger durch Bescheid auftragen, den noch zu 
leistenden Werklohn oder das noch zu leistende Überlassungsentgelt oder einen 
Teil davon als Sicherheit zu jenem Zeitpunkt oder jenen Zeitpunkten zu erlegen, zu 
dem oder zu denen der Werklohn oder das Überlassungsentgelt oder Teile davon 
zunächst zivilrechtlich fällig ist oder sind. Zivilrechtliche Zurückbehaltungsrechte, 
Einreden, Schadenersatzansprüche oder vergleichbare Rechte gegenüber dem 
Auftragnehmer oder Überlasser, die sich auf die zivilrechtliche Forderung (dem 
Grunde, der Höhe oder der Fälligkeit nach) auswirken, bleiben vom Bescheid 
unberührt. Dieser Bescheid beinhaltet keine Frist zur Ausführung der Leistung und 
ist nicht vollstreckbar. Der Bescheid hat zur Folge, dass der Auftraggeber oder der 
Beschäftiger bis zu dem darin genannten Betrag den Werklohn oder das 
Überlassungsentgelt nur an die Bezirksverwaltungsbehörde, nicht aber an den 
Auftragnehmer oder den Überlasser zahlen darf (Zahlungsverbot). Für Verfahren 
nach Abs. 4a gilt Abs. 2 erster Satz sinngemäß. Über Aufforderung der 
Bezirksverwaltungsbehörde hat der Auftraggeber den Werkvertrag oder der 
Beschäftiger die Überlassungsvereinbarung vorzulegen. Die §§ 37 und 37a VStG 
sind in diesen Fällen, sofern in dieser Bestimmung nichts anderes vorgesehen ist, 
nicht anzuwenden. Mit Erlassung des Bescheides gegenüber dem Auftraggeber 
oder dem Beschäftiger fällt der Zahlungsstopp (des Amtes für Betrugsbekämpfung 
oder der Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungskasse) nach Abs. 1 weg, wobei es 
auf die Rechtskraft dieses Bescheides nicht ankommt. Falls der Antrag nach Abs. 3 
abgewiesen wird, hat die Behörde im Bescheid den Auftraggeber oder den 
Beschäftiger auf den Wegfall des Zahlungsstopps nach Abs. 1 hinzuweisen. Die 
Bezirksverwaltungsbehörde hat den Auftragnehmer oder den Überlasser über 
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erlegte Beträge zu verständigen. Der Auftraggeber oder der Beschäftiger und der 
Auftragnehmer oder der Überlasser haben Parteistellung. 

 (4a) Erlegt der Auftraggeber oder der Beschäftiger entgegen einem 
rechtskräftigen Bescheid nach Abs. 4 die Sicherheit nicht, hat die Behörde nach 
Maßgabe der zivilrechtlichen Fälligkeit des Werklohns oder des 
Überlassungsentgelts dem Auftraggeber oder dem Beschäftiger durch Bescheid 
aufzutragen, einen konkreten Betrag als Sicherheit zu erlegen. Der Auftraggeber 
oder der Beschäftiger und der Auftragnehmer oder der Überlasser haben 
Parteistellung. Ist der Werklohn oder das Überlassungsentgelt dem Grunde, der 
Höhe oder seiner Fälligkeit nach strittig, kann die Bezirksverwaltungsbehörde im 
strittigen Ausmaß von der Erlassung des Bescheides absehen. Der Bescheid nach 
Abs. 4 wird durch dieses Absehen nicht berührt. Unabhängig von einem Bescheid 
nach diesem Absatz kann auch der Auftragnehmer oder der Überlasser den 
Werklohn oder das Überlassungsentgelt gerichtlich geltend machen, jedoch hat 
der Auftraggeber oder der Beschäftiger einen allfällig zugesprochenen Betrag an 
die Bezirksverwaltungsbehörde zu erlegen. 

(5) ... (5) ... 
(6) Die Überweisung nach Abs. 4 wirkt für den Auftraggeber oder den 

Beschäftiger gegenüber dem Auftragnehmer oder dem Überlasser im Ausmaß der 
Überweisung schuldbefreiend. 

(6) Die Überweisung nach Abs. 4 oder Abs. 4a wirkt für den Auftraggeber 
oder den Beschäftiger gegenüber dem Auftragnehmer oder dem Überlasser im 
Ausmaß der Überweisung schuldbefreiend. 

(7) ... (7) ... 
(8) Beschwerden gegen Bescheide nach Abs. 4 haben keine aufschiebende 

Wirkung. 
(8) Beschwerden gegen Bescheide nach Abs. 4 haben keine aufschiebende 

Wirkung, auch nicht in Bezug auf das Zahlungsverbot; der Auftraggeber oder der 
Beschäftiger hat den Werklohn oder das Überlassungsentgelt oder Teile davon 
nach Eintritt der zivilrechtlichen Fälligkeit an die Bezirksverwaltungsbehörde zu 
erlegen. Davon abweichend hat das Landesverwaltungsgericht der Beschwerde 
auf Antrag aufschiebende Wirkung zuzuerkennen, wenn mit der Umsetzung des 
angefochtenen Bescheides für die beschwerdeführende Partei ein 
unverhältnismäßiger Nachteil verbunden wäre. Darauf ist in der 
Rechtsmittelbelehrung zum Bescheid nach Abs. 4 hinzuweisen. Im Falle eines 
Antrages auf Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung hat die Behörde, sofern 
die Beschwerde nicht als verspätet oder unzulässig zurückzuweisen ist, dem 
Verwaltungsgericht die Beschwerde unter Anschluss der Akten des Verfahrens 
unverzüglich vorzulegen. Das Verwaltungsgericht hat über den Antrag auf 
Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung unverzüglich mit Beschluss zu 
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entscheiden und der Behörde, wenn diese nicht von der Erlassung einer 
Beschwerdevorentscheidung absieht, die Akten des Verfahrens zurückzustellen. 

(9) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat die Sicherheit für frei zu erklären, 
wenn das Verfahren eingestellt wird oder die gegen den Auftragnehmer oder den 
Überlasser verhängte Strafe vollzogen ist, oder nicht binnen eines Jahres der 
Verfall ausgesprochen wurde. In Verfahren nach § 29 Abs. 1 findet der erste Satz 
Anwendung mit der Maßgabe, dass die Sicherheit für frei zu erklären ist, wenn 
nicht binnen zwei Jahren der Verfall ausgesprochen wurde. Die Sicherheit ist auch 
dann für frei zu erklären, wenn sie vom Auftragnehmer oder dem Überlasser erlegt 
wird. Frei gewordene Sicherheiten sind an den Auftraggeber oder den Beschäftiger 
auszuzahlen. 

(9) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat die Sicherheit ohne Erlassung eines 
Bescheides für frei zu erklären, wenn das Strafverfahren eingestellt wird, wobei es 
auf die Rechtskraft der Einstellung nicht ankommt, oder nicht binnen fünf Jahren 
ab Erlegung der Verfall ausgesprochen wurde. Frei gewordene Sicherheiten sind 
unverzüglich an den Auftragnehmer oder den Überlasser auszuzahlen. Im Falle 
einer rechtskräftigen Bestrafung ist die Sicherheit zur Abdeckung der Geldstrafe 
und der Kosten des Strafverfahrens zu verwenden, worüber der Auftragnehmer 
oder der Überlasser zu informieren ist; ein Restbetrag ist an den Auftragnehmer 
oder den Überlasser auszuzahlen. 

(10) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat die Sicherheit für verfallen zu 
erklären, sobald sich die Strafverfolgung des Auftragnehmers oder des Überlassers 
oder der Vollzug der Strafe als unmöglich erweist. § 17 VStG ist sinngemäß 
anzuwenden. 

(10) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat die Sicherheit für verfallen zu 
erklären, sobald sich die Strafverfolgung des Auftragnehmers oder des Überlassers 
als unmöglich erweist. Für die Widmung der verfallenen Sicherheit gelten 
dieselben Vorschriften wie für Geldstrafen. 

(11) Für die Verwertung verfallener Sicherheiten gilt § 37 Abs. 6 VStG 
sinngemäß, wobei ein allfälliger Restbetrag an den Auftraggeber oder den 
Beschäftiger auszuzahlen ist. 

 

Evidenz über Verwaltungs(straf)verfahren nach den §§ 26, 27, 28, 29 
Abs. 1, 31 und 34 

Evidenz über Verwaltungs(straf)verfahren nach den §§ 26, 27, 28, 29 
Abs. 1, 31 und 34 

§ 35. (1) ... § 35. (1) ... 
(2) Die Bezirksverwaltungsbehörden und die Verwaltungsgerichte der Länder 

haben Ausfertigungen rechtskräftiger Bescheide und Erkenntnisse, die sie oder der 
Verwaltungsgerichtshof in Strafverfahren oder Verfahren gemäß den §§ 26, 27, 28, 
29 Abs. 1, 31 und 34 erlassen haben, in automationsunterstützter Form 
unverzüglich dem Kompetenzzentrum LSDB zu übermitteln. Desgleichen haben 
sie Ausfertigungen rechtskräftiger Bescheide und Erkenntnisse, mit denen eine 
Strafe gemäß den §§ 26, 27, 28 oder 29 Abs. 1 gegen verantwortliche Beauftragte 
im Sinne von § 9 Abs. 2 letzter Satz und Abs. 3 VStG verhängt wurde, jenem 
Unternehmen zuzustellen, dem diese Bestrafung gemäß Abs. 4 zweiter Satz 
zuzurechnen ist. Im Bescheid oder im Erkenntnis ist ein Hinweis darauf 
aufzunehmen, dass mit der rechtskräftigen Bestrafung die Eintragung des/der 
Beschuldigten und jenes Unternehmens, dem die Bestrafung zuzurechnen ist, in 
die Evidenz verbunden ist. 

(2) Die Bezirksverwaltungsbehörden und die Verwaltungsgerichte der Länder 
haben Ausfertigungen rechtskräftiger Bescheide und Erkenntnisse, die sie oder der 
Verwaltungsgerichtshof in Strafverfahren oder Verfahren gemäß den §§ 26, 27, 28, 
29 Abs. 1, 31 und 34 erlassen haben, in automationsunterstützter Form samt Datum 
der Rechtskraft unverzüglich dem Kompetenzzentrum LSDB zu übermitteln. 
Desgleichen haben sie Ausfertigungen rechtskräftiger Bescheide und Erkenntnisse, 
mit denen eine Strafe gemäß den §§ 26, 27, 28 oder 29 Abs. 1 gegen 
verantwortliche Beauftragte im Sinne von § 9 Abs. 2 letzter Satz und Abs. 3 VStG 
verhängt wurde, jenem Unternehmen zuzustellen, dem diese Bestrafung gemäß 
Abs. 4 zweiter Satz zuzurechnen ist. Im Bescheid oder im Erkenntnis ist ein 
Hinweis darauf aufzunehmen, dass mit der rechtskräftigen Bestrafung die 
Eintragung des/der Beschuldigten und jenes Unternehmens, dem die Bestrafung 
zuzurechnen ist, in die Evidenz verbunden ist. 
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(3) … (3) … 
(4) Das Kompetenzzentrum LSDB hat der Bezirksverwaltungsbehörde, dem 

Verwaltungsgericht des Landes, der Österreichischen Gesundheitskasse, dem Amt 
für Betrugsbekämpfung oder der Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungskasse auf 
Verlangen binnen zwei Wochen zur Beantragung des Strafausmaßes, zur 
Strafbemessung, zur Untersagung der Dienstleistung oder zur Feststellung, dass 
trotz Untersagung eine Dienstleistung ausgeübt wird, Auskunft darüber zu geben, 
ob hinsichtlich des im Auskunftsersuchen genannten Arbeitgebers eine 
rechtskräftige Bestrafung oder Entscheidung gemäß den §§ 26, 27, 28, 29 Abs. 1 
oder 31 vorliegt oder ihm eine solche Bestrafung zuzurechnen ist. Zuzurechnen ist 
dem Arbeitgeber eine Bestrafung dann, wenn diese Bestrafung gegen den 
Arbeitgeber selbst oder gegen den zur Vertretung nach außen Berufenen (§ 9 
Abs. 1 VStG) oder gegen den verantwortlichen Beauftragten (§ 9 Abs. 2 oder 3 
VStG) rechtskräftig verhängt wurde. In der Auskunft sind die Anzahl der 
Bestrafungen und gegebenenfalls die maßgeblichen Daten der Strafbescheide und 
Straferkenntnisse, der Bescheide, mit denen eine Ermahnung erteilt wurde, sowie 
der Bescheide und Erkenntnisse in Verfahren nach § 31 (Behörde, Aktenzahl, 
Bescheid-, Erkenntnis- und Rechtskraftdatum, Name und Geburtsdatum der 
Person, auf die sich der Bescheid oder das Erkenntnis bezieht und der es 
zuzurechnen ist, verhängte Geldstrafen, Dauer/Zeitraum der Untersagung der 
Dienstleistung) anzugeben oder festzustellen, dass keine Bestrafung, keine 
Untersagung der Dienstleistung oder Daten für eine Auskunft vorliegen. Fünf Jahre 
nach Eintritt der Rechtskraft des jeweiligen Strafbescheides oder 
Straferkenntnisses sowie drei Jahre nach Ablauf des Zeitraums der Untersagung 
der Dienstleistung darf in Bezug auf diesen Bescheid oder dieses Erkenntnis eine 
Auskunft nicht mehr erteilt werden. 

(4) Das Kompetenzzentrum LSDB hat der Bezirksverwaltungsbehörde, dem 
Verwaltungsgericht des Landes, dem Träger der Krankenversicherung, dem Amt 
für Betrugsbekämpfung oder der Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungskasse auf 
Verlangen binnen zwei Wochen zur Beantragung des Strafausmaßes, zur 
Strafbemessung, zur Untersagung der Dienstleistung oder zur Feststellung, dass 
trotz Untersagung eine Dienstleistung ausgeübt wird, Auskunft darüber zu geben, 
ob hinsichtlich des im Auskunftsersuchen genannten Arbeitgebers oder 
Beschäftigers eine rechtskräftige Bestrafung oder Entscheidung gemäß den §§ 26, 
27, 28, 29 Abs. 1 oder 31 vorliegt oder ihm eine solche Bestrafung zuzurechnen 
ist. Zuzurechnen ist dem Arbeitgeber eine Bestrafung dann, wenn diese Bestrafung 
gegen den Arbeitgeber selbst oder gegen den zur Vertretung nach außen Berufenen 
(§ 9 Abs. 1 VStG) oder gegen den verantwortlichen Beauftragten (§ 9 Abs. 2 
oder 3 VStG) rechtskräftig verhängt wurde. In der Auskunft sind die Anzahl der 
Bestrafungen und gegebenenfalls die maßgeblichen Daten der Strafbescheide und 
Straferkenntnisse, der Bescheide, mit denen eine Ermahnung erteilt wurde, sowie 
der Bescheide und Erkenntnisse in Verfahren nach § 31 anzugeben oder 
festzustellen, dass keine Bestrafung, keine Untersagung der Dienstleistung oder 
Daten für eine Auskunft vorliegen. Bei der Auskunftserteilung im Zusammenhang 
mit Verfahren nach § 31 sind zu nennen: Behörde, Aktenzahl, Bescheid-, 
Erkenntnis- und Rechtskraftdatum, Name und Geburtsdatum der Person, auf die 
sich der Bescheid oder das Erkenntnis bezieht und der es zuzurechnen ist, 
verhängte Geldstrafen, Dauer/Zeitraum der Untersagung der Dienstleistung. Fünf 
Jahre nach Eintritt der Rechtskraft des jeweiligen Strafbescheides oder 
Straferkenntnisses sowie drei Jahre nach Ablauf des Zeitraums der Untersagung 
der Dienstleistung darf in Bezug auf diesen Bescheid oder dieses Erkenntnis eine 
Auskunft nicht mehr erteilt werden. 

(5) ... (5) ... 
(6) Die Bezirksverwaltungsbehörden haben dem Kompetenzzentrum LSDB 

auf Jahresbasis über die Einbringung der in Verfahren nach § 34 erlegten 
Sicherheiten zu berichten. 
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4. Hauptstück 4. Hauptstück 
Schlussbestimmungen Schlussbestimmungen 

Inkrafttreten Inkrafttreten 
§ 72. (1) bis (9) ... § 72. (1) bis (9) ... 

 (10) Die §§ 1 Abs. 2, 3, 5 bis 9, 2 Abs. 2, 3 und 4, 3 Abs. 5 und 7, 12 Abs. 1 
Z 3 bis 6, 14 samt Überschrift, 15 Abs. 2, 19, 21, 22, 24 Abs. 1 erster Satz, 25a, 26 
bis 28 samt Überschriften, 29 Abs. 1, 33, 34 samt Überschrift, 35 Abs. 2 und 4 und 
die Überschrift zu § 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/2021 
treten mit 1. September 2021 in Kraft und sind auf Entsendungen und 
Überlassungen anzuwenden, die nach dem 31. August 2021 begonnen haben. Die 
§§ 2 Abs. 3 und 35 Abs. 6 in der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. XX/2021 treten mit Ablauf des 31. August 2021 außer Kraft und sind auf 
Sachverhalte anzuwenden, die sich vor dem 1. September 2021 ereignet haben. Die 
§§ 2 Abs. 3 und 3 Abs. 7 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/2021 
gelten nicht für Arbeitnehmer im Sinne des § 1 Abs. 9. Die §§ 11 Abs. 1 Z 3, 20 
Abs. 1 und 2 Z 1, 32 Abs. 1 Z 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. XX/2021 treten mit Ablauf des Tages der Kundmachung dieses Bundesgesetzes 
in Kraft. Die §§ 26 bis 29 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/2021 
sind auf alle zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Bestimmungen anhängigen 
Verfahren einschließlich von Verfahren vor dem Verwaltungsgerichtshof und 
Verfassungsgerichtshof anzuwenden. 
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Artikel 2 
Änderung des Arbeitskräfteüberlassungsgesetzes 

Abschnitt I Abschnitt I 
Allgemeine Bestimmungen Allgemeine Bestimmungen 

Geltungsbereich Geltungsbereich 
§ 1. (1) ... § 1. (1) ... 
(2) Ausgenommen vom Geltungsbereich der Abschnitte II bis V dieses 

Bundesgesetzes ist   
(2) Ausgenommen vom Geltungsbereich der Abschnitte II bis V dieses 

Bundesgesetzes ist 
 1. …  1. … 
 2. die Überlassung von Arbeitern, die dem Landarbeitsgesetz 1984, BGBl. 

Nr. 287, unterliegen. 
 2. die Überlassung von Arbeitern, die dem Landarbeitsgesetz 2021 

(LAG 2021), BGBl. I Nr. 78/2021, unterliegen. 
(2a) Auf die Überlassung von Angestellten, die dem Landarbeitsgesetz 1984 

unterliegen, sind nicht anzuwenden: 
(2a) Auf die Überlassung von Angestellten, die dem Landarbeitsgesetz 2021 

unterliegen, sind nicht anzuwenden: 
 1. …  1. … 
 2. …  2. … 

(3) bis (5) … (3) bis (5) … 

Informationspflichten des Beschäftigers Informationspflichten des Beschäftigers 
§ 12a. Der Beschäftiger ist verpflichtet, den Überlasser über die für die 

Überlassung wesentlichen Umstände vor deren Beginn in Kenntnis zu setzen, 
insbesondere über die benötigte Qualifikation der überlassenen Arbeitskraft und 
die damit verbundene kollektivvertragliche Einstufung in den im 
Beschäftigerbetrieb für vergleichbare Arbeitnehmer für vergleichbare Tätigkeiten 
anzuwendenden Kollektivvertrag sowie über die im Beschäftigerbetrieb geltenden 
wesentlichen Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen, welche in verbindlichen 
Bestimmungen allgemeiner Art festgelegt sind und sich auf Aspekte der Arbeitszeit 
und des Urlaubs beziehen. Gleiches gilt im Fall des § 10 Abs. 1 letzter Satz auch 
für verbindliche Bestimmungen allgemeiner Art das Entgelt betreffend. 

§ 12a. (1) Der Beschäftiger ist verpflichtet, den Überlasser über die für die 
Überlassung wesentlichen Umstände vor deren Beginn in Kenntnis zu setzen, 
insbesondere über die benötigte Qualifikation der überlassenen Arbeitskraft und 
die damit verbundene kollektivvertragliche Einstufung in den im 
Beschäftigerbetrieb für vergleichbare Arbeitnehmer für vergleichbare Tätigkeiten 
anzuwendenden Kollektivvertrag sowie über die im Beschäftigerbetrieb geltenden 
wesentlichen Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen, welche in verbindlichen 
Bestimmungen allgemeiner Art festgelegt sind und sich auf Aspekte der Arbeitszeit 
und des Urlaubs beziehen. Gleiches gilt im Fall des § 10 Abs. 1 letzter Satz auch 
für verbindliche Bestimmungen allgemeiner Art das Entgelt betreffend. 
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 (2) Der Beschäftiger von grenzüberschreitend nach Österreich überlassenen 

Arbeitskräften hat deren Arbeitgeber über die für diese geltenden gesetzlichen 
arbeitsrechtlichen Regelungen und die für deren Entlohnung geltenden 
kollektivvertraglichen Bestimmungen zu informieren. 

 (3) Der Beschäftiger hat die Entsendung oder Überlassung einer 
überlassenen Arbeitskraft in einen anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union, 
einen anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum oder die Schweiz davor dem Überlasser mitzuteilen. 

Abschnitt VI Abschnitt VI 
Schlussbestimmungen Schlussbestimmungen 

Inkrafttreten Inkrafttreten 
§ 23. (1) bis (26) ... § 23. (1) bis (26) ... 

 (27) Die §§ 1 Abs. 2 Z 2, 1 Abs. 2a, 12a in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. XX/2021 treten mit 1. September 2021 in Kraft und sind auf 
Sachverhalte anzuwenden, die sich nach dem 31. August 2021 ereignen. § 12a in 
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/2021 gilt nicht für Arbeitnehmer 
im Sinne des § 1 Abs. 9 LSD-BG. 

  

Artikel 3 
Änderung des Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetz 

Bildungskarenz Bildungskarenz 
§ 11. (1) und (1a) ... § 11. (1) und (1a) ... 
(2) Für den Anspruch auf sonstige, insbesondere einmalige Bezüge (§ 67 

Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes - EStG 1988) und für Rechtsansprüche des 
Arbeitnehmers, die sich nach der Dauer der Dienstzeit richten, gilt § 15f Abs. 1 
des Mutterschutzgesetzes (MSchG), BGBl. Nr. 221/1979, mit Ausnahme des 
letzten Satzes, für den Urlaubsanspruch gilt § 15f Abs. 2 MSchG mit der Maßgabe, 
daß anstelle des Begriffes „Karenz“ der Begriff „Bildungskarenz“ tritt. 

(2) Für den Anspruch auf sonstige, insbesondere einmalige Bezüge (§ 67 
Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes – EStG 1988) gilt § 15 f Abs. 1 erster und 
zweiter Satz des Mutterschutzgesetzes (MSchG), BGBl. Nr. 221/1979 sinngemäß, 
für den Urlaubsanspruch gilt § 15f Abs. 2 MSchG sinngemäß. Soweit nicht anderes 
vereinbart ist, bleibt die Zeit der Bildungskarenz bei Rechtsansprüchen des 
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Arbeitnehmers oder der Arbeitnehmerin, die sich nach der Dauer der Dienstzeit 
richten, außer Betracht. 

(3) bis (4) ... (3) bis (4) ... 

Herabsetzung der Normalarbeitszeit Herabsetzung der Normalarbeitszeit 
§ 14. (1) ... § 14. (1) ... 
(2) Frühestens zwei Monate, längstens jedoch vier Monate nach Wegfall einer 

Betreuungspflicht im Sinne des Abs. 2 Z 2 kann der Arbeitnehmer die Rückkehr zu 
seiner ursprünglichen Normalarbeitszeit verlangen. 

(2) Frühestens zwei Monate, längstens jedoch vier Monate nach Wegfall einer 
Betreuungspflicht im Sinne des Abs. 1 Z 2 kann der Arbeitnehmer die Rückkehr zu 
seiner ursprünglichen Normalarbeitszeit verlangen. 

(3) Hat die Herabsetzung der Normalarbeitszeit nach Abs. 2 zum Zeitpunkt 
der Beendigung des Arbeitsverhältnisses kürzer als zwei Jahre gedauert, so ist bei 
der Berechnung einer nach dem AngG, dem ArbAbfG oder dem GAngG 
zustehenden Abfertigung die frühere Arbeitszeit des Arbeitnehmers vor dem 
Wirksamwerden der Vereinbarung nach Abs. 2 zugrunde zu legen. Hat die 
Herabsetzung der Normalarbeitszeit nach Abs. 2 zum Zeitpunkt der Beendigung 
des Arbeitsverhältnisses länger als zwei Jahre gedauert, so ist - sofern keine andere 
Vereinbarung abgeschlossen wird - bei der Berechnung einer nach dem AngG, dem 
ArbAbfG oder dem GAngG zustehenden Abfertigung für die Ermittlung des 
Monatsentgeltes vom Durchschnitt der während der für die Abfertigung 
maßgeblichen Dienstjahre geleisteten Arbeitszeit auszugehen. Bei der Berechnung 
der Abfertigung nach dem BUAG ist bei der Berechnung der Stundenzahl nach 
§ 13d Abs. 3 BUAG vorzugehen. 

(3) Hat die Herabsetzung der Normalarbeitszeit nach Abs. 1 zum Zeitpunkt 
der Beendigung des Arbeitsverhältnisses kürzer als zwei Jahre gedauert, so ist bei 
der Berechnung einer nach dem AngG, dem ArbAbfG oder dem GAngG 
zustehenden Abfertigung die frühere Arbeitszeit des Arbeitnehmers vor dem 
Wirksamwerden der Vereinbarung nach Abs. 1 zugrunde zu legen. Hat die 
Herabsetzung der Normalarbeitszeit nach Abs. 1 zum Zeitpunkt der Beendigung 
des Arbeitsverhältnisses länger als zwei Jahre gedauert, so ist - sofern keine andere 
Vereinbarung abgeschlossen wird - bei der Berechnung einer nach dem AngG, dem 
ArbAbfG oder dem GAngG zustehenden Abfertigung für die Ermittlung des 
Monatsentgeltes vom Durchschnitt der während der für die Abfertigung 
maßgeblichen Dienstjahre geleisteten Arbeitszeit auszugehen. Bei der Berechnung 
der Abfertigung nach dem BUAG ist bei der Berechnung der Stundenzahl nach 
§ 13d Abs. 3 BUAG vorzugehen. 

 


	Textgegenüberstellung 
	Artikel 1 
	Änderung des Lohn- und Sozialdumping-Bekämpfungsgesetzes 

	1. Hauptstück 
	1. Hauptstück 
	Allgemeine Bestimmungen 
	Allgemeine Bestimmungen 

	Geltungsbereich 
	Geltungsbereich 
	Wahrer wirtschaftlicher Gehalt – Beurteilungsmaßstab 
	Wahrer wirtschaftlicher Gehalt – Beurteilungsmaßstab 
	2. Hauptstück 
	2. Hauptstück 
	Arbeitsrechtliche Ansprüche und Maßnahmen zu ihrem Schutz 
	Arbeitsrechtliche Ansprüche und Maßnahmen zu ihrem Schutz 

	1. Abschnitt 
	1. Abschnitt 
	Arbeitsrechtliche Ansprüche 
	Arbeitsrechtliche Ansprüche 

	Anspruch auf Mindestentgelt 
	Anspruch auf Mindestentgelt, Aufwandersatz und Bedingungen für angemessene Unterkünfte 
	3. Abschnitt 
	3. Abschnitt 
	Behörden 
	Behörden 

	Behörden und Stellen 
	Behörden und Stellen 
	Erhebungen des Amtes für Betrugsbekämpfung 
	Erhebungen des Amtes für Betrugsbekämpfung 
	Feststellungen von Übertretungen durch die Österreichische Gesundheitskasse 
	Feststellungen von Übertretungen durch den Träger der Krankenversicherung 
	Feststellung von Übertretungen durch die Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungskasse 
	Feststellung von Übertretungen durch die Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungskasse 
	4. Abschnitt 
	4. Abschnitt 
	Formale Verpflichtungen bei grenzüberschreitendem Arbeitseinsatz 
	Formale Verpflichtungen bei grenzüberschreitendem Arbeitseinsatz 

	Meldepflicht bei Entsendung oder Überlassung aus einem EU-Mitgliedstaat oder EWR-Staat oder der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
	Meldepflicht bei Entsendung oder Überlassung aus einem EU-Mitgliedstaat oder EWR-Staat oder der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
	Information der Behörden 
	Information der Behörden 
	Bereithaltung von Meldeunterlagen, Sozialversicherungsunterlagen und behördlicher Genehmigung 
	Bereithaltung von Meldeunterlagen, Sozialversicherungsunterlagen und behördlicher Genehmigung 
	Bereithaltung von Lohnunterlagen 
	Bereithaltung von Lohnunterlagen 
	Verantwortliche Beauftragte 
	Verantwortliche Beauftragte 
	5. Abschnitt 
	5. Abschnitt 
	Strafbestimmungen, Untersagung der Dienstleistung und Evidenz über Verwaltungs(straf)verfahren 
	Strafbestimmungen, Untersagung der Dienstleistung und Evidenz über Verwaltungs(straf)verfahren 

	Verstöße im Zusammenhang mit den Melde- und Bereithaltungspflichten bei Entsendung oder Überlassung 
	Verstöße im Zusammenhang mit den Melde- und Bereithaltungspflichten bei Entsendung oder Überlassung 
	Vereitelungshandlungen im Zusammenhang mit der Lohnkontrolle 
	Vereitelungshandlungen im Zusammenhang mit der Lohnkontrolle 
	Nichtbereithalten der Lohnunterlagen 
	Nichtbereithalten und Nichtübermitteln der Lohnunterlagen 
	Unterentlohnung 
	Unterentlohnung 
	Parteistellung in Verwaltungs(straf)verfahren 
	Parteistellung in Verwaltungs(straf)verfahren 
	Vorläufige Sicherheit 
	Vorläufige Sicherheit 
	Zahlungsstopp – Sicherheitsleistung 
	Zahlungsstopp – Zahlungsverbot – Sicherheitsleistung 
	Evidenz über Verwaltungs(straf)verfahren nach den §§ 26, 27, 28, 29 Abs. 1, 31 und 34 
	Evidenz über Verwaltungs(straf)verfahren nach den §§ 26, 27, 28, 29 Abs. 1, 31 und 34 
	4. Hauptstück 
	4. Hauptstück 
	Schlussbestimmungen 
	Schlussbestimmungen 

	Inkrafttreten 
	Inkrafttreten 
	Artikel 2 
	Änderung des Arbeitskräfteüberlassungsgesetzes 

	Abschnitt I 
	Abschnitt I 
	Allgemeine Bestimmungen 
	Allgemeine Bestimmungen 

	Geltungsbereich 
	Geltungsbereich 
	Informationspflichten des Beschäftigers 
	Informationspflichten des Beschäftigers 
	Abschnitt VI 
	Abschnitt VI 
	Schlussbestimmungen 
	Schlussbestimmungen 

	Inkrafttreten 
	Inkrafttreten 
	Artikel 3 
	Änderung des Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetz 

	Bildungskarenz 
	Bildungskarenz 
	Herabsetzung der Normalarbeitszeit 
	Herabsetzung der Normalarbeitszeit 

